
Nach  SPD-Parteitag:  Das  Ende
der Groko?
Alex Metzger

Anfang Dezember hat die SPD eine neue
Parteispitze gewählt. Dabei wurde dem neoliberalen Kurs der
Befürworter_Innen der Großen Koalition, also dem traditionell
rechten Flügel eine Absage erteilt. Eindeutig war das Ergebnis aber
nicht. Von den gerade einmal 54% der Mitglieder, die überhaupt an
der Abstimmung teilgenommen haben, schaffte es das Duo Saskia Esken
und Norbert Walter-Borjans gerade einmal auf knapp 115.000 Stimmen,
gegen die gut 98.000 Stimmen für Scholz/Geywitz. Dass das Ergebnis
trotzdem eine massive Niederlage für die etablierte Führungsriege
darstellt, ist mehr als offensichtlich. So hatten die meisten
prominenten Mitglieder der SPD, so wie die Mitglieder des
Regierungskabinetts, für die konservative Ausrichtung Stimmung
gemacht und sind damit gescheitert.

Zum Parteivize wurde Kevin Kühnert,
Vorsitzender der Jusos, gewählt. Auch er steht für einen
regierungskritischen Kurs, hat nach der Bundestagswahl eine Kampagne
gegen den Eintritt der SPD in die Bundesregierung angeführt und
konnte sich so in der Parteibasis einen Namen machen (zumindest
stimmten damals 30 % gegen den Eintritt in die Regierung, wobei die
Parteiführung sich stark dafür aussprach). Gleichzeitig zeigt er
sich versöhnlerisch und reicht dem Konservativen Flügel mit
Kommentaren wie „Ich nehme nicht wahr, dass irgendjemand in der
sozialdemokratischen Partei eine Oppositionssehnsucht in sich trägt“
die Hand. Praktisch sieht dass dann so aus, dass neben Kühnert auch
Hubertus Heil als Vize gewählt wurde. Um weiteren politischen
Kämpfen zu entgehen, wurde das Gremium kurzerhand aufgestockt.

Diese Wahl kann durchaus als
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Aufforderung zu einem eindeutigen Kurswechsel der Politik der SPD
verstanden werden. Schließlich sind seit knapp 20 Jahren jene Kräfte
in der SPD an der Spitze, die sich für die unsoziale Politik der
Agenda 2010, also für Leih- und Zeitarbeit, für Hartz 4, die
Erhöhung der Mehrwertsteuer und für Kriegseinsätze ausgesprochen
haben und letztlich dafür verantwortlich, dass die SPD bei der
letzten Bundestagswahl lächerliche 20,5 Prozent einfuhr, das
schlechteste Ergebnis der Nachkriegszeit.

Die kommenden Wochen werden zeigen, ob
die neue Führung bereit ist, gegebenenfalls den Bruch mit der großen
Koalition und damit einhergehende Neuwahlen durchzuziehen, oder ob
sie doch vor der etablierten Führungsriege der Partei kuschen und
den versprochenen Kurswechsel auf die Zeit nach der nächsten
Bundestagswahl verschieben.

„Nikolaus ist Groko aus“ ?

Auch wenn Esken und Walter-Borjans auf
der Seite der Regierungsgegner_Innen stehen, konnten sie sich bis
jetzt erfolgreich um eindeutige Aussagen über den Verbleib in der
Bundesregierung drücken. Dem unmittelbaren Austritt aus der
Regierung wurde auf dem Parteitag Anfang Dezember erstmal eine Absage
erteilt. Die flügelübergreifende Argumentation war, dass man
zunächst auf die Verhandlungen der „Halbzeitbilanz“mit der CDU
warten wolle. Je nach Ausgang wird der Austritt dann entweder
durchgezogen oder eben nicht.

Die „Halbzeitbilanz“ war ein
Kompromiss, den der linke Flügel der Gesamtpartei nach den
langwierigen Verhandlungen um die Groko abringen konnte.

Diese uneindeutige Positionierung wird
aber zumindest von einigen guten Inhalten begleitet. So machte das
neue Führungsduo mit der Forderung nach einem Mindestlohn von 12
Euro, eine Wiedereinführung der Vermögenssteuer und dem Ende der



„schwarzen Null“, also dem de facto Investitionsstopp der
Regierung in die soziale Infrastruktur, auf sich aufmerksam.
Weiterhin stimmte die Partei darüber ab, in Städten mit hohem
Wohnkosten Mieten für die nächsten 5 Jahre einzufrieren oder
Mieterhöhungen zumindest an das Inflationsniveau zu koppeln.

In Sachen Umweltpolitik ist auf diesem
Parteitag wenig konkretes zustande gekommen. Die Partei sprach sich
dafür aus, das Klimapaket nachzubessern. Im Leitantrag des
Parteitages wird ein sozialdemokratischer „Green New Deal“, der
einen ökologischen
Umbau der Gesellschaft sozial Verträglich gestalten soll. Ein
Auszug, der den Kern dieser Dealpolitik gut beschreibt: „Wenn wir
die Transformation richtig gestalten, wird aus ihr eine neue Phase
der Prosperität hervorgehen“, die Ausrichtung auf
Wirtschaftswachstum und den Erhalt der Profite der Industrie bleibt
immer im Blick. Letztlich werden durch staatliche
Investitionsprogrammen die Kosten für den Kampf gegen die
ökologische Krise auf die Arbeiter_Innenklasse abgewälzt. Ein
klassenkämpferischer Ansatz, der Industrie und Kapital selbst für
Ihre Krise aufkommen lässt, fehlt völlig.

Wohin der Kurs führt, wird direkt
damit zusammenhängen, ob sich der linke Flügel mit dem Austritt aus
der Regierung durchsetzt, oder ob die guten Ambitionen in faulen
Kompromissen untergehen. Indes ist eindeutig, wofür sich Medien,
aber auch die Bürokratie in den Gewerkschaften positionieren: für
die Bundesregierung, für den neoliberalen Kurs, für ein „weiter
so“, unabhängig davon, was dieser Kurs für die SPD für die
nächste Bundestagswahl bedeutet.

Wo steht die Partei?

Die SPD befindet sich in einer
historischen Krise. Neoliberale Agenda-Politik, Waffenexporte,
fehlende Solidarität in der Grenzpolitik und der militaristische



Ausbau der EU und damit auch die Militarisierung hier in Deutschland
sind in den letzten 20 Jahren von ihr mitgetragen oder sogar
initiiert worden. Die Konsequenzen, wie massive Stimmenverluste zu
den letzten Bundestagswahlen und das fehlende Vertrauen der Millionen
von Arbeiter_Innen, die unmittelbar unter der „Verarmungspolitik“
der SPD leiden müssen, sind mehr als offensichtlich.

Natürlich führt das auch innerhalb
der Partei zu massiven Bruchpunkten. Der ständige Führungswechsel
der letzten Jahre hilft dabei wenig, das Vertrauen in die Partei zu
bestärken. Im Gegenteil: Die letzten SPD Vorstände seit Sigmar
Gabriel, der die Partei mit seinem rechten Kurs von 2009 bis 2017
anführte, gab es schon 2 gescheiterte Parteiführungen, Andrea
Nahles und Martin Schulz. Beide waren weniger als ein Jahr im Amt und
mussten als Bauernopfer für die schlechten Wahlergebnisse der SPD so
wie ihren halbherzigen Linksruck herhalten.

Die Fortführung der Regierungspolitik
der SPD bei gleichzeitiger inhaltlicher Stagnation, wie es in den
letzten Jahren geschehen ist, werden dabei garantiert dazu führen,
dass die SPD in der Bedeutungslosigkeit versinkt und bei der nächsten
Wahl von der AfD und den Grünen überholt wird.

Sehenden Auges wird das von der alten
Führungsriege, dem Parteiapparat und ebenso von der DGB Führung in
Kauf genommen. So äußerten sich DGB Chef Hoffmann: „Die
Menschen brauchen Sicherheit im Wandel.“ SPD und Union müssen
gemeinsam darüber reden, „welche neuen Perspektiven in Angriff
genommen werden“

Ähnlich äußert sich IG-BCE-Chef
Michael Vassiliadis, der betont in einem offenen Brief an seine
Gewerkschaftsführung die Notwendigkeit einer funktionierenden
Regierung für den Standort Deutschland.

Auch der ver.di-Vorsitzende Wernecke bezieht sich positiv auf die



Koalition: „Die Halbzeitbilanz der Regierung kann aus Arbeitnehmer-
und Arbeitnehmerinnensicht sowie gesamtgesellschaftlich in mehreren
Punkten Positives vorweisen.“

In einem Ton mit den großen Nachrichtenhäusern, „Es wird mit
einem Wimmern enden“(Zeit), „Sozialdemokraten geben die „Mitte“
auf“(FAZ), „Gut gemacht, Genossen!“(Zeit), zerreißen sich
stellvertretend für die CDU Kramp-Karrenbauer und Merz die Mäuler.
Während AKK alle Pläne der SPD zumindest verbal sofort an sich
abprallen lässt „Wir können nicht wieder bei Null anfangen“,
hier ging’s um die Nachbesserung des Klimapakets, oder bezüglich der
Abkehr von der „schwarzen Null“: „Es mangelt doch nicht an
Geld!“. Auch im Bezug auf die 12 Euro Mindestlohn Pläne erteilte
sie eine klare Absage. Merz bleibt dabei weit unsachlicher und sieht
die Sozialdemokraten „in der letzten suizidalen Phase ihrer
Existenz als Volkspartei“ fragt weiter „Leben die eigentlich noch
in der Wirklichkeit dessen, was zurzeit in Deutschland, in Europa und
in der Welt passiert?“. Das erinnert schon eher an
Stammtischrhetorik als an einen ernstzunehmenden Kommentar.

Was sagen die Jusos?

„Nikolaus ist Groko aus“, zumindest wurde das von den Jusos
auf Ihrem letzten Bundeskongress Ende November abgestimmt. In einem
vierseitigen Grundsatzpapier erklären sie ihre Haltung zur aktuellen
Politik der SPD und ihre Vorstellungen
von einer gerechten Sozialdemokratie. Im dabei vertretenden Anspruch
setzen sie sich ein hohes Ziel:„50
Jahre nach der Linkswende der Jusos im Dezember 1969 wollen wir jetzt
die SPD auf Links wenden“, im Aufwind der studentischen Bewegung
der 60er Jahre rückten sie nach links und fanden viele
Anhänger_Innen in den mehrheitlich reformistischen Teilen der
Bewegung. So konnten sie bis in die Mitte der 70er auf 300.000
Mitglieder anwachsen (heute sind es 80.000). Was bedeutet das heute?

Mit einer linken



Ausrichtung und als Teil kämpfender Bewegungen schafften es die
Jusos Massen hinter sich zu organisieren. „Ein Bruch mit einer
Koalition, die nur unzureichende Antworten auf die großen
Zukunftsherausforderungen liefert, bietet uns damit eine Chance
diesen Abwärtstrend zu beenden.“ („Zeit für Zukunft“-Papier,
abgestimmt vom Bundesvorstand Ende November 2019). Diesen Bruch mit
der Koalition wollen sie schnellstmöglich erreichen: „Spätestens
im Jahr 2021“, also zu den nächsten Bundestagswahlen.

Wie auch schon in
der „No Groko“-Kampagne stellen die Jusos sich klar auf die Seite
des linken Flügels der SPD und reden offen über sozialistische
Transformation (kommt zwar Sozialismus drin vor, bleibt aber trotzdem
eine zahnlose Formel). Gleichzeitig heben sie die Notwendigkeit
hervor, diesen Kampf gemeinsam mit den rechteren Teilen der Partei zu
führen und verbleiben dabei in der Logik gefangen, dass in der
Politik Kompromisse gemacht werden müssen.

Anstatt selbst
einen „Green New Deal“-Vorschlag mitzutragen, müssten die Jusos
die Kapitalist_Innen auffordern, für Ihre Krise zu zahlen. Statt
gegen „sinkenden Lohnquoten“ einzustehen, könnten sie für eine
4-Tage-Woche bei vollem Lohnausgleich einstehen. Anstatt im
Nahverkehr „hin zum ÖPNV“ zu kommen, könnten sie diesen
kostenlos für alle fordern, finanziert aus den Taschen der Reichen.

Der Parteitag der
SPD hat gezeigt, dass der alte Parteiapparat rechts von der Basis der
SPD steht. Die Mehrheiten für progressive Positionen wurden trotz
der massiven Gegenpropaganda seitens der Medien und seitens des alten
Parteiapparats errungen. Jetzt könnten die Jusos einen politischen
Kampf um Ihren Kurs unter der Bedingung führen, aus der Groko
auszutreten.

Juso-Vorsitzender
Kevin Kühnert ließ aber schon vor der Wahl zum Vize der SPD die



Luft raus: „Wer eine Koalition verlässt, gibt einen Teil der
Kontrolle aus der Hand, das ist doch eine ganz nüchterne
Feststellung. Auch das sollten die SPD-Delegierten bei ihrer
Entscheidung berücksichtigen.“

Aufgepasst,
Jusos! Ihr müsst Eure Führung mit einer breiten programmatischen
Kampagne der Basis dazu zwingen sich an den Beschluss über ein
schnellstmögliches GroKo-Aus zu halten! Keine Kompromisse…der
Verrat hat schon wieder begonnen!

Ende  Gelände  –  der  militante
Teil der Umweltbewegung?
Wilhelm Schulz/Martin Suchanek

Zwischen
Freitag, dem 29. November, und Sonntag, dem 1. Dezember 2019, fanden
erneute Aktionstage des Bündnisses „Ende Gelände“ (EG) statt.
Diesmal führten sie ins Lausitzer Braunkohlerevier. An den
vielfältigen Aktionen und Blockaden beteiligten sich rund 4.000
Menschen, denen es für einige Stunden gelang, in die Kohlegruben
einzudringen, Bagger zu besetzen und Bahngleise zu blockieren. Der
Abbau wurde so zeitweilig gestoppt oder wenigstens verringert.

Auf
dieser symbolischen Ebene waren die Aktionen trotz massiver Hetze der
regionalen und lokalen Medien, Politik, WirtschaftsvertreterInnen und
auch der Gewerkschaften ein politischer Erfolg.

In
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den Kohlerevieren im Rheinland begrüßte, ja unterstützte die
Mehrheit der Bevölkerung die Besetzung des Hambacher Forstes.
Letztlich war es diese Bewegung, die sich immer wieder in
Massendemonstrationen äußerte und eine zeitweilige Aussetzung der
Rodung des „Hambi“ erzwang.

Vorfeld

Anders
in der Lausitz. Die Mehrheit steht dort EG, wie allen anderen Kräften
der Umweltbewegung, skeptisch bis offen feindlich gegenüber – was
sich auch im Vorfeld auf verschiedene Weise äußerte.

Es
ist kein Zufall, dass sich in der Lausitz mehr und mehr die AfD als
angebliche Verteidigerin einer Heimat breitmacht, die von den Baggern
abgetragen werden soll. In ihr und ihrem Umfeld tummeln sich offen
Nazi und RassistInnen, die mit physischen Angriffen auf AktivistInnen
von EG drohten und drohen.

Die
Bilder und Postings von Bullen unter dem Motto „Stoppt Ende
Gelände“ stießen nicht nur auf weitere Verbreitung unter Rechten
und mediales Aufsehen. Sie verdeutlichen einmal mehr, wie verbreitet
rechtes und rechtsradikales Gedankengut bei den „Sicherheitskräften“
nicht nur in Brandenburg und Sachsen sind.

Bei
den Landtagswahlen in Brandenburg und Sachsen verbuchten zwar die
Grünen den Einzug in die Koalitionsregierung mit CDU und SPD als
„Erfolg“, der freilich auf Kosten der Bewegung erkauft wurde.
Beide Landesregierungen sprachen sich klar und deutlich gegen EG aus.
Die Grünen distanzierten sich offen von ihren WählerInnen. Sie
verteidigen den sog. „Kohlekompromiss“, der ein Ende der
Kohleverstromung bis 2038 (!) vorsieht. An dem soll nicht gerüttelt
werden – auch nicht von der einstigen WählerInnenschaft.



Von
der SPD erwartet in Brandenburg und Sachsen ohnedies niemand, dass
sie sich mit Kapitalinteressen anlegt. In Cottbus einigte sich auch
die „oppositionelle“ Linkspartei mit allen Fraktionen des
Stadtparlaments (außer den Grünen) auf eine gemeinsame
Entschließung. Am Mittwoch, den 27. November, votierten sie
gemeinsam mit der AfD für ein Papier, das mit  „Kohlekompromiss
umsetzen, Meinungen respektieren, gewaltfrei debattieren“
überschrieben ist und die „Gewalt“ verurteilt, die von EG
ausginge. Die nachträgliche Distanzierung von VertreterInnen der
Brandenburger Linkspartei kann hier nicht darüber hinwegtäuschen,
dass sich ihre Cottbusser „GenossInnen“ mit dem Rechtspopulismus
gemein machten.

Und
natürlich darf auch die kapitalhörige IG BCE nicht fehlen, wenn es
darum geht, für den vermeintlich „eigenen“ Konzern die Kohlen
nicht nur aus der Grube zu holen, sondern sich auch schon für deren
Profite stark zu machen, so dass noch einige Jahre „Zusammenarbeit“
abfallen.

All
dieses zeigt, wie sehr sich reformistische und grüne Parteien, aber
auch die Gewerkschaften dem Rechtsruck und „ihren“ Unternehmen
unterordnen und anpassen. Sie mögen damit hoffen, die Basis in der
Bevölkerung nicht zu verlieren – in Wirklichkeit erreichen sie
genau das nicht.

Eine
klassenpolitische Antwort müsste auf Forderungen wie die
entschädigungslose Enteignung der Energiekonzerne, Umbau der
Industrie unter ArbeiterInnenkontrolle, Aufteilung der Arbeit auf
alle Hände durch radikale Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn-
und Personalausgleich und ein Programm gesellschaftlich nützlicher
Arbeiten, finanziert aus Profiten und Großvermögen, konzentrieren.
So könnte auch eine Brücke zur Umweltbewegung, zu



antikapitalistischen AktivistInnen von EG geschlagen und diese auch
dafür gewonnen werden, in den ArbeiterInnen Verbündete zu sehen und
nicht bloß passive Betroffene, denen auch bestenfalls geholfen
werden soll.

Auch
wenn dieses Händeschütteln, ähnlich wie im Hambi, von beiden
Seiten nicht stattfindet – all das verdeutlicht die qualitativ
anderen Voraussetzungen des Protests in der Lausitz. Das spricht
keineswegs gegen EG und andere Protestierende aus der Umweltbewegung.
Der Kampf gegen die Klimakatastrophe sowie für das schnellstmögliche
Ende der Braunkohleverstromung samt einer Energieproduktion, die sich
auf fossile Träger stützt, muss auch dort thematisiert werden. Es
war daher richtig, auch in der Lausitz ein Zeichen zu setzen und vor
dem öffentlichen Druck, der Hetze und selbst physischen Drohungen
Rechter nicht einzuknicken.

Vor
Ort

Als
REVOLUTION und ArbeiterInnenmacht entschieden wir uns, zu den
Protesten zu mobilisieren. So nahmen GenossInnen aus Berlin, Hessen,
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen an den Aktionen teil. Hier
beteiligten wir uns vor allem an der von Fridays for Future und
einigen NGOs ausgerufenen Demonstration in Jänschwalde. Ebenfalls
schickten wir ein Kontingent von AktivistInnen zu den zentralen
Protestaktionen von EG, somit in die Tagebaue.

Die
Blockadeaktionen von EG wurden aus drei Städten organisiert (Berlin,
Dresden, Leipzig). Von hier aus sollten unterschiedliche Orte in und
um die vier aktiven Braunkohleabbaugebiete im Revier organisiert
werden. Neben den jeweils lokalen Fingern, die in verschiedene
Unterstrukturen aufgeteilt waren, gab es auch einen inklusiven
(bunten) und einen feministischen (lila) Finger. Kurz zuvor wurde ein



weiterer Finger, die sogenannten AntiKohleKidz (Slogan „AKK positiv
besetzen“), der sich scheinbar stärker aus SchülerInnen aus FFF
zusammensetzte, ausgerufen. Dieser war rund um das Kraftwerk
Jänschwalde aktiv. Allein der rote Finger aus Berlin, neben dem noch
Teile von AKK, der bunte und der lila Finger anreisten, teilte sich
in drei Teile auf.

Auch
die Polizei war vor Ort. Diese griff zwar vereinzelt AktivistInnen an
– insgesamt war es jedoch leicht, an den PolizistInnen vorbei auf
das Gelände zu kommen. Offenkundig wollten Landesregierungen und
LEAG/MIBRAG Bilder prügelnder PolizistInnen und Massenfestnahmen
vermeiden – und nahmen dafür einen kurzzeitigen Produktionsausfall
und einen symbolischen Erfolg von EG in Kauf. So wurden insgesamt 29
Strafanzeigen gestellt. Auch versuchte die Polizei schnellstmöglich,
Gewalt darstellende Bilder auf ihre Echtheit zu überprüfen. Was
nicht bedeutet, dass unsere Delegation nicht eindeutig
unterschiedliche Formen der Polizeigewalt vor Ort sehen und erleben
musste.

Schwäche

Das
sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass es auch einer
selbstkritischen Bilanz von EG selbst bedarf.

Anders
als bei den Aktionen im Rheinland und der letzten Besetzungsaktion in
der Lausitz wurde diesmal kein Camp organisiert, von dem aus die
Aktionen vorbereitet oder koordiniert wurden. Ein möglicher Grund
dafür war jedoch nicht fehlende Logistik oder finanzielle
Ressourcen, sondern scheinbar die Angst vor Nazis und noch schlimmer
vor der lokalen Bevölkerung. Diese war deutlich auch bei der Aktion
spürbar. So appellierten viele von EG bei der Abfahrt aus der
Kohlegrube in den LEAG-Bussen (!) zum Bahnhof an die Polizei, dass
diese DemonstrantInnen vor etwaigen rechten Übergriffen schützen



müsse. Hier kippte der „staatskritische“ Protest in den Hilferuf
an die Staatsgewalt um.

Dies
spiegelt das Fehlen einer politischen Konzeption, von Forderungen
wider, wie die Beschäftigten und die Bevölkerung einer
krisengeschüttelten, benachteiligen Region für einen gemeinsamem
Kampf gewonnen werden können.

Ohne
eine solche Orientierung, die Klimaschutz und den Kampf für die
Klasseninteressen der Beschäftigen zu verbinden versucht, müssen
notwendigerweise alle Erklärungen an die Beschäftigen in der
Kohleindustrie, an die lohnabhängige Bevölkerung, an
Hartz-IV-EmpfängerInnen, ArmutsrenterInnen oder perspektivlose
Jugendliche als rein moralisierende Kritik rüberkommen.

Eine
Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung, in der Interviews mit
LEAG-Beschäftigten geführt wurden, zeigt eindrucksvoll auf, dass
die Arbeiter_innen um ihre Jobs fürchten und sich vom Kohlekonzern
und der Lokalpolitik gegen die Umweltbewegung in Stellung bringen

lassen
1

.
Mit Blick auf den aktuellen nationalistischen Freudentaumel der
30-Jahre Mauerfall Feierlichkeiten wird deutlich, dass sich die
Beschäftigten noch gut an die massive De-Industrialisierung ihrer
Region erinnern können. Es ist deshalb unsere Aufgabe, den
Beschäftigten in der Braunkohle eine Perspektive aufzuzeigen, indem
wir die soziale Frage fest in unsere Klimaforderungen integrieren.
Unkonkrete Floskeln vom „sozialverträglichen Kohleausstieg“, wie
sie bei EG üblich sind, werden da nicht ausreichen. Ebenso nicht der
Verweis auf die weitaus schlimmeren Folgen des Klimawandels für
Menschen im globalen Süden, verglichen mit den sozialen Folgen einer

Schließung der Tagebauten für die Lausitzer_Innen
2

.



EG
steht zwar – und darin unterscheidet es sich positiv von anderen
Teilen der Umweltbewegung – für Antikapitalismus. Aber dieser
scheint ohne Klassensubjekt auskommen zu wollen. Das drückt sich
auch in der Aktionsform des zivilen Ungehorsams aus. Gegenüber
Methoden Klassenkampfes wie zB. dem Streik stellt der zivile
Ungehorsam keine Form der Selbstermächtigung dar, sondern verkörpert
lediglich einen symbolischen Apell an den bürgerlichen Staat, dessen
Existenz allgemein akzeptiert wird. Auch wenn von Massenblockaden die
Rede ist, so wird sich der Aufbau der Bewegung als Addition von
Individuen und Kleingruppen (Bezugsgruppen) vorgestellt. Es ist
natürlich durchaus sinnvoll, sich in Aktionen in Bezugsgruppen
aufzuteilen – aber eine Klassen- und damit eine Massenbewegung kann
nie eine von Kleingruppen oder eine bloße Addition von Individuen
sein. Sie stützt sich immer auch auf politische Organisationen,
gewerkschaftliche oder soziale Massenorganisationen oder Kampforgane
wie Räte, Aktionskomitees, die die Integration, Repräsentation und
koordinierte Aktion großer Massen ermöglichen.

Ihre
Demokratie muss daher notwendigerweise eine sein, die sich auf
Massenversammlungen, Entscheidungen, Wahl, Abwählbarkeit und
Rechenschaftspflicht stützt.

Das
System der Bezugsgruppen, der Delegiertenplena wie der
Pseudo-Klandestinität von EG hingegen entspricht nicht einer
Massenbewegung, sondern einer größeren Ansammlung entschlossener
EinzelaktivistInnen, wie es in radikaleren Formen des „zivilen
Ungehorsams“ zum Ausdruck kommt. Aus dieser Perspektive erklärt
sich auch, wieso eine derartige Geheimhaltungspolitik bezüglich der
konkreten Blockadepunkte existierte. Diese sind, bis auf einen
unbekannten Kreis, bis zur konkreten Blockadeaktion geheim geblieben.
Eine Unterstützung dieser war nur für Anreisende aus den jeweiligen
Städten möglich.



Perspektive
der Bewegung

Die
Aktionen von EG, der Aktionswoche von XR wie auch die Streiks von
Fridays for Future verdeutlichen die Notwendigkeit einer politischen
und strategischen Diskussion in der Umweltbewegung. Gerade angesichts
der kommenden Wirtschaftskrise erlangt die Verbindung von
Klimaschutz, Antikapitalismus und ArbeiterInnenklasse gegen die Krise
eine strategische Bedeutung. Gelingt der Schulterschluss in der
gemeinsamen Aktion nicht, so droht die Umweltbewegung in eine
Sackgasse zu geraten und die Kluft zwischen ihr und gewichtigen
Teilen der Lohnabhängigen vertieft zu werden.

Zweifellos
bringen die Bündnisse und Bewegungen wie EG, FFF und XR dabei auch
enorme Stärken ein, allen voran einen grenzübergreifenden
Charakter. Es mangelt jedoch an verbindlicher globaler Vernetzung zum
koordinierten Widerstand, der über einzelne Aktionstage hinausgeht.
Zweitens muss die Klassenfrage mit der Umweltbewegung verbunden,
genauer, der Kampf gegen die Zerstörung der natürlichen
Lebensgrundlagen der Menschheit als integraler Teil des
Klassenkampfes begriffen werden.

Um all dies zu leisten, benötigen wir ein Aktionsprogramm, das an Schulen
und Unis,  vor  allem aber  auch in  Betrieben und das  heißt  auch in  den
Gewerkschaften  verankert  ist.  Dafür  müssen  AntikapitalistInnen  aktiv
werden, dazu bedarf es Aktionskonferenzen und Foren des Austausches und
Beschlussfassung, ähnlich den Sozialforen zu Beginn des Jahrhunderts. So
kann  die  Bewegung  gestärkt  aus  einer  strategischen  Diskussion
hervorgehen.

Quellen:
1 Vgl. Rosa-Luxemburg-Stiftung (Hrsg.):  Nach der Kohle. Alternativen für
einen  Strukturwandel  in  der  Lausitz.  Berlin  2019.  [Online  im  Internet:]
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Studien/Studien_4-19_Nac



h_der_Kohle.pdf
2  V g l .  j u n g e  w e l t ,  2 9 . 1 1 . 1 9 .  [ O n l i n e  i m  I n t e r n e t : ]
https://www.jungewelt.de/artikel/367752.aktionen-f%C3%BCr-klimagerechtig
keit-es-gibt-nach-wie-vor-ein-gro%C3%9Fes-potential.html

A la juventud revolucionaria de
Chile!
Desde
hace varias semanas, ustedes están luchando decididamente contra la
desigualdad social y la política neoliberal del gobierno de Piñera.
Comenzando con las protestas de los estudiantes contra los aumentos
de las tarifas del metro, su oposición se ha extendido por todo el
país a un levantamiento masivo de la clase obrera y jóvenes contra
el gobierno. Vuestros llamamientos a la reversión de las reformas
neoliberales de los últimos años, al fin de la austeridad y al
derrocamiento del gobierno no sólo están justificados, sino que son
un paso necesario en el camino hacia una sociedad liberada.

El
gobierno respondió imponiendo un estado de emergencia y desplegando
las fuerzas armadas. Hemos oído que decenas de personas ya han sido
asesinadas o secuestradas, cientos han resultado heridas y miles han
sido detenidas. A pesar de esta brutal represión por parte del
Estado, vuestra resistencia es ininterrumpida, lo admiramos
profundamente. Los jóvenes siguen estando a la vanguardia de este
movimiento. Ustedes no han retrocedido ni un centímetro, y esto ya
ha dado sus frutos: Piñera se vio obligado a levantar el estado de
emergencia y anunciar reformas sociales. Incluso si no se puede
confiar en estos anuncios, demuestran que se siente acorralado.

https://onesolutionrevolution.de/a-la-juventud-revolucionaria-de-chile/
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Esperamos que puedan sacar un nuevo valor de esto para continuar la
lucha con mayor determinación.

Los
ataques neoliberales y la pobreza que
en consecuencia se agudiza
han sido una tradición en Chile desde los
años setenta.
Se les impone una política de austeridad severa,
sin tener
en cuenta las
pérdidas.
Las actuales medidas de austeridad están relacionadas con la crisis
económica mundial de 2008, cuando los capitalistas trataron de
externalizar los costos de la crisis, pero no pudieron resolver el
problema real y ahora están tratando de escapar de una amenazante
recesión
global. Una vez más, tratando de trasladar la carga a las espaldas
de la clase obrera y la juventud. Los intentos de otros países
latinoamericanos, como Venezuela, de resolver la crisis mediante una
intervención estatal más fuerte en lugar de reformas neoliberales,
se construyeron sobre arena, ya que representan un intento de
reconciliar a las clases dentro del capitalismo en
vez de
organizar a la clase obrera y a la juventud para aplastarlo.

Pero
su lucha, como nuestro movimiento climático en Alemania, es parte de
una nueva ola de luchas de clases y levantamientos de
masas
en América
Latina y en todo el mundo. Ya sea Chile, Ecuador, Cataluña, Hong
Kong, Irak o Líbano. En todas partes la clase obrera se levanta
contra los gobiernos neoliberales y de derecha. Oponemos
resistencia internacional contra las consecuencias de la crisis y los



planes de los capitalistas de hacer pagar
nuestra clase por la crisis.

Así
como el capitalismo está en crisis a nivel mundial, también lo
están los oprimidos en todo el mundo. Incluso si todavía es
demasiado pronto para las clasificaciones generales, las luchas
actuales representan un punto de inflexión y la posibilidad de un
vuelco del equilibrio de poder, contra el avance de los gobiernos de
derecha y neoliberales.

No
sólo en Chile, sino también en todos los demás países, los
jóvenes están a la vanguardia de estas luchas y están más
decididos a promover un futuro mejor. Consideramos que es una tarea
central reunir las luchas de los jóvenes y obreras y obreros en todo
el mundo. Por lo tanto, como organización juvenil, estamos
comprometidos con el desarrollo de un internacional juvenil. Aunque
los jóvenes por sí solos no puedan aplastar el capitalismo, es
importante que se organicen de forma independiente. Los jóvenes
necesitan una organización independiente, su propio programa
político y deben poder tener su propia experiencia. Junto con
ustedes y los jóvenes de todo el mundo, queremos construir una
organización juvenil revolucionaria internacional.

El
futuro pertenece a los jóvenes. Juntos
podemos ganar un mundo. ¡Alta
solidaridad internacional! ¡Por la revolución mundial y el
comunismo!



Heraus in die Lausitz – Hinein in
den  antikapitalistischen
Jugendblock!
Ende
November wollen wir das Lausitzer Braunkohlerevier blockieren und uns
dem
internationalen Streiktag anschließen! Gemeinsam mit euch wollen wir einen
antikapitalistischen Jugendblock rund um die Aktionen vom 29.11 bis 01.12
aufstellen. Aufbauend auf den Erfolgen des Global Strikes versuchen wir mit
diesem Aufruf die entschlossensten und linkesten Teile der Fridays for
Future-Bewegung zu bündeln und auch zusammen mit Aktivist_innen von
Ende
Gelände  und  Extinction  Rebellion  einen  starken  antikapitalistischen
Jugendblock
auf die Straße und in die Grube zu bringen.

Bei
allen großen Erfolgen,  die  die  Umweltbewegung in  den letzten Monaten
gefeiert
hat, fehlte meist eine politische Analyse der Grundlagen der Umweltkrise und
eine  über  kapitalistische  Reformvorschläge  (siehe  zB.  CO²-Steuer)
hinausgehende,
mutige Perspektive für die Bewegung. Diese wollen wir gemeinsam mit euch
diskutieren, um sie am 29.11. auf den internationalen Streik und am 30.11. in
die Lausitz zu tragen. Unser Antikapitalismus muss dabei eine
internationalistische Ausrichtung haben. So solidarisieren wir uns nicht nur
mit den internationalen Fridays for Future-Protesten sondern auch mit dem
kurdischen Widerstand in Rojava. Wir verurteilen Erdogans Militäroffensive
auf’s Schärfste und fordern das ebenso von der gesamten Bewegung! Kriege
sind
für  uns immer auch Kriege gegen Umwelt  und Natur  sowie Militär  und
Armeen

https://onesolutionrevolution.de/heraus-in-die-lausitz-hinein-in-den-antikapitalistischen-jugendblock/
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weltweit zu den größten Klimakillern gehören. Es ist unsere Aufgabe am
Klima-Aktionswochenende  eine  lautstrake  Stimme  der  internationalen
Solidarität
und Klimagerechtigkeit  darzustellen und nicht  den brutalen Angriffskrieg
gegen
die demokratischen Autonomieregionen peinlich wegzuschweigen.

Es wird
Zeit, dass wir als Antikapitalist_innen in der Fridyas for Future-Bewegung
sichtbarer werden und aufhören uns zu verstecken. Die Angst davor, junge
Aktivist_innen mit „zu radikalen Forderungen“ zu verschrecken, führt
letztendlich dazu, die Bewegung den pro-kapitalistischen Kräften wie Grünen
oder  NGOs  in  die  Arme  zu  treiben,  welche  sie  früher  oder  später
ausverkaufen
und scheitern lassen werden. Fridays for Future befindet sich aktuell auf
einem
politischen Scheideweg, der entscheidend für die Zukunft der Bewegung sein
wird.
Es geht dabei um die Frage, wer die Kosten für die „Klimawende“ zahlt. Für
uns
als Antikapitalist_innen ist klar, dass es nicht wir Jugendliche,
Lohnabhängige, Studierende und Schüler_innen sein dürfen, die durch
Energiesteuern für die Klimakrise zahlen sollen, die die großen Konzerne und
kapitalistischen Regierungen verbockt haben. Stattdessen wollen wir die
Klimakiller selbst zur Kasse bitten!

Das
gilt insbesondere auch für den Braunkohleabbau, den wir in der Lausitz
thematisieren wollen. Unser Jugendblock soll dort die ökologische mit der
sozialen Frage verbinden und antikapitalistisch beantworten. Das heißt also
für
einen  schnellstmögliche  Stilllegung  der  Tagebaue  zu  kämpfen  aber
gleichzeitig
auch zu fordern, dass keine_r der Arbeiter_innen seinen oder ihren Job
verliert. Stattdessen brauchen wir neue grüne Arbeitsplätze und bezahlte



Umschulungsmaßnahmen. Die Kohle dafür muss aus den Taschen derjenigen
Konzerne
kommen,  die  jahrzehntelang  mit  der  Verpestung  unseres  Klimas  Profite
gemacht
haben.

Darüber
hinaus schlagen wir folgende Forderungen vor:

Ausbau
des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs, bezahlt aus den Profiten der großen
Energie-, Flug- und Autokonzerne. Kostenlose Nutzung für Alle!

Entschädigungslose
Enteignung aller Klimakiller, wie beispielsweise aller deutschen Konzerne,
die
an  der  Abholzung  der  Regenwälder  oder  den  Erzminen  verdienen!  Die
Gewinne
dieser Unternehmen müssen in die Entgiftung der Böden, dem Recyceln allen
Plastiks, der Aufforstung der Wälder fließen!

Kein
Arbeitsplatz  oder  Lohnverlust.  Schaffung  ökologisch  nachhaltiger
Arbeitsplätze
und Umschulung bei weiterer Zahlung des ehemaligen Lohns.

Abschaffung
des Patentrechts. Öffnung aller Patente, um die Wissenschaft in den Dienst
der
Rettung der Menschheit  und nicht  in  den Dienst  der  Profitinteressen zu
stellen.

Wir
lassen  uns  antikapitalistische  Positionen  nicht  verbietet!  Lasst  uns
gemeinsam
alle linken Kräfte in der Klimabewegung bündeln und auf den internationalen
Streiks sowie in der Lausitz ein starkes Zeichen der internationalen



Solidarität setzen! We are unstoppable – Another world is possible!

Libanon,  Irak  –  blüht  der
Arabische Frühling wieder auf?

An vielen Orten in Nordafrika und Westasien kam es in den vergangenen
Wochen und Monaten zu Massenprotesten.
Die Gründe dafür sind überall ähnlich: Massenarbeitslosigkeit, steigende
Preise, schlechte öffentliche Infrastruktur. Schuld daran sind staatliche
Sparprogramme, die die lokalen Regierungen durch den
Druck ihrer imperialistischen Geldgeber_innen auferlegen mussten. Das Bild
der „korrupten und unfähigen Politiker_innen“, das
die Medien im Westen gerne zeichnen, verschleiert nur zu gut, die eigene
Mitschuld  an  der  aktuellen  Misere.  Noch  während  der  Protestwelle  des
sogenannten „Arabischen
Frühlings“ haben viele arabische Regierungen die Staatsausgaben erhöht,
um die
Demonstrierenden durch öffentliche Investitionen zu befrieden. Angesichts
ausbleibenden
Wirtschaftswachstums und erhöhtem Druck der
internationalen Gläubiger, sahen sie sich nun jedoch gezwungen, mit
neoliberalen  Sparmaßnahmen  die  Staatsausgaben  zu  verringern.  Der
Funken,  der
die Proteste entzündete sah vielerorts anders aus. Im
Libanon entflammte zum Beispiel die Einführung einer
Steuer auf Whatsapp-Anrufe die lange angestaute Wut über Jahrzehnte
neoliberaler Wirtschaftspolitik. Unzählige Videos und
Bilder dokumentieren, wie die großen Plätze überfüllt wurden. Selbst in den
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Seitenstraßen beteiligten sich die Einwohner_Innen, so dass zeitweise ganze
Städte  oder  Wohngebiete  vollzählig  an  den  Protesten  teilnahmen.  Dabei
werden
die Rufe nach mehr Freiheit, mehr Mitbestimmung und Demokratie immer
lauter.
Gleichzeitig sind die Massen wütend auf die Korruption und die Aufteilung
der Ämter
nach religiösen/sektiererischen Linien unter den wirtschaftlichen und
politischen Eliten des Landes. Während sich die Taschen der Reichen füllen,
werden jene der Armen noch leerer gemacht.

Ähnlich auch im Irak. Die Worte eines Demonstranten zeigen
deutlich, wie groß der Hass auf die Bourgeoisie und
ihre Parteien ist: „Diese Männer repräsentieren uns nicht. Wir wollen keine
Parteien mehr. Wir möchten nicht, dass jemand in
unserem Namen spricht!“. Die Demonstrant_Innen bestritten jegliche
Verbindungen zu Parteien und Milizengruppen, denn
diese sehen sie auch als Teil der zahlreichen Probleme an. In der südlichen
Stadt im Irak Nasiriya haben Demonstrant_Innen Büros von 6 politischen
Parteien angezündet. Diese
hatten versucht, die Situation auszunutzen.

Irak – die militantesten Demonstrationen seit Jahren

Der Irak ist der fünftgrößte Ölproduzent der Welt, aber die
Bevölkerung  bekommt  von  diesem  „Reichtum“  nichts  ab.  Die  riesigen
Gewinne  aus  den  Bodenschätzen  behalten  sich
stattdessen die Unternehmer_innen ein oder versickern
in einem korrupten Staatsapparat.  22 % der Bevölkerung leben laut den
Vereinten Nationen in absoluter Armut und 25 %
der Jugendlichen sind laut der Weltbank arbeitslos, die Dunkelziffer liegt
noch
viel höher. Nachdem das Land von einer US-Invasion zerstört wurde kam
eine
politische Elite an die Macht, die abseits ihrer eigenen Bereicherung relativ
wenig auf die Kette bekommen hat. Die Folge waren die Ausbreitung des IS,



Einflussgewinne durch den Iran sowie eine sich stetig verschlechternde
Lebenssituation der Iraker_innen auf allen Ebenen.

Die Massenarbeitslosigkeit, das Fehlen der wichtigsten
öffentlichen Dienstleistungen und die brutale Gewalt des Staates gegen die
Demonstrant_Innen  bewegte  Tausende  auf  die  Straße.  Unteranderem im
Bezirk Sadr City von Bagdad, wo 3,5 Millionen Menschen leben, wurde die
Demonstration  brutal  niedergeschlagen.  Insgesamt  wurden  während  der
Proteste im ganzen Land bis zu 300
Menschen getötet und bis zu 6.000 verletzt.

Die Protestierenden verlangen den Sturz von Premierminister Adil Abd al-
Mahdi. Die irakischen Regierungen sind
seit  2003  im  Grunde  in  Koalitionen  rivalisierender  Parteien,  um  die
Ressourcen
des  Landes  zu  plündern.  Und die  Forderungen der  Massen  gehen noch
weiter, sie verlangen mehr Mitbestimmung und sie
sprechen sich gegen das iranische
Mullah- Regime aus, welches bis heute viele wichtige
Teile der irakischen Politik koordiniert. Im Zuge
dessen wurden Rufe laut wie: „Iran raus raus, Bagdad
bleibt frei.“

Vor allem die Jugend, die seit zwei Jahrzehnten nichts gesehen und erlebt hat
außer Krieg, Terror, Verelendung,
Arbeitslosigkeit und Armut findet sich in den ersten Reihen der
Demonstrationen, Streiks und Besetzungen.

So entstanden auf dem Tahrir-Platz in Bagdad nach einer
Woche der Proteste Formen der Selbstorganisation. Es
gibt freies Essen und Strom. Street Art zeigt den Geist der Massen. Eines der
höchsten  Gebäude  am  Tahrir-Platz,  in  welchem  sich  ein  türkisches
Restaurant
befand, wurde besetzt und ist  zum Symbol der andauernden Proteste im
Land
geworden.



Am vergangenen Wochenende haben
die Arbeiter_Innen von
Basra  den  Hafen  der  Stadt  und  die  Ölfelder  bestreikt.  Die  irakischen
Behörden wussten was ihnen blüht, wenn aus
den Streiks ein Lauffeuer des Klassenkampfes entflammen würde und gingen
mit
aller Härte gegen die Streiks vor. Mehrere Tote und
hunderte Verletzte waren die Folge. Schuld an der Ermordung dieser
Arbeiter_innen sind nicht allein die irakischen Machthaber_Innen sondern
auch
die  europäischen  und  nordamerikanischen  Kapitale,  deren  viel  an  ihrem
Zugang zu billigen Öl gelegen ist.

Mit allen Mitteln versucht der Staat deshalb, die Proteste
zum Schweigen zu bringen. Mit Tränengas und
Scharfschützen der Polizei versuchen sie, die Menschen auf den Straßen zu
zerstreuen. Die Regierung
schaltete bereits mehrmals das Internet ab, um eine
Ausbreitung von Informationen und die Koordination weiterer Proteste zu
verhindern.

Bis jetzt hat die Regierung zwei verzweifelte Pakete von
sozialen Reformen versprochen. Aber wenn einmal die Massen entschlossen
sind,  die  korrupte  Bande  von  Politiker_Innen,  Geistlichen  und  Gelehrten
loszuwerden, ist es
unwahrscheinlich, dass solche schwachen Abhilfemaßnahmen die Dinge für
lange
Zeit  zum  Schweigen  bringen.  Die  nächste  Konfrontation  und  weitere
Zuspitzung
sind vorprogrammiert.

Libanon

Auch hier finden Massenproteste gegen Korruption einerseits, sowie gegen
die vetternwirtschaftliche Aufteilung
des Landes und den politischen Einfluss entlang konfessioneller Linien



andererseits statt. Auf den Straßen von Beirut hört man sogar den Slogan
„Klasse gegen Klasse“, auch wenn die Bewegung
insgesamt nicht nur von den proletarischen und bäuerlichen, sondern auch
den
kleinbürgerlichen Schichten der Bevölkerung getragen wird.

Und auch im Libanon sehen wir,
dass wie im „Arabischen Frühling“ die Straßen und Plätze besetzt
wurden. Das Land an der
Mittelmeerküste ist tief verschuldet. Die Staatsverschuldung
erreicht 150 % der Wirtschaftsleistung. Aber auch im
Libanon sind wichtige Dienstleistungen nicht bis kaum
vorhanden. Es gibt keine Züge oder öffentlichen Nahverkehr. Für Stunden
fällt
auch  die  Stromversorgung  immer  wieder  aus.  Die  Menschen  in  Beirut
bekommen ihr
Wasser per Lastwagen und aufgrund der seit 2015 nicht
mehr  funktionierenden  Müllentsorgung  verschmutzen  die  Küsten  und
Straßen.  Vor  allem  die  sehr
hohe Armuts- und Arbeitslosenrate brachte die Massen zu Hunderttausenden
auf die Straße: 37 %
der  Jugendlichen  sind  arbeitslos.  Auf  die  gesamte  Bevölkerung  bezogen
beträgt die Arbeitslosenrate
25 %. Außerdem leben rund 28,5 % der Menschen
unterhalb  der  Armutsgrenze  und  am stärksten  sind  die  Geflüchteten  im
Libanon
betroffen.  Dabei  ist  anzumerken,  dass  im  Land  bis  zu  1,5  Millionen
Geflüchtete leben. 65 %
der Geflüchteten aus Syrien fristen ihr Dasein in absoluter Armut. Ebenso 65
%
der  palästinensischen  Flüchtlinge  und  89  %  der  palästinensischen
Flüchtlinge,  die  aus  Syrien  kamen.

Als weitere Steuern auf die Nutzung von WhatsApp kommen und
die Arbeiter_Innen und Jugendlichen für die



Misswirtschaft  der  Regierung  wieder  zur  Kasse  gebeten  werden  sollten,
reichte es der Bevölkerung. An
vorderster  Front  stehen  oft  Jugendliche  und  Frauen  aus  der
Arbeiter_Innenklasse, die kaum noch eine Perspektive in ihrem Land sehen.
Sie haben es satt, sich für den
verschwenderischen Lifestyle der herrschenden Klasse ausbeuten zu lassen,
die dann in riesigen Villen mit Swimmingpool wohnen, währenddessen mehr
als  3 ,2  Mi l l ionen  Menschen  in  vo l lkommener  Armut  leben
(Bevölkerungsanzahl  insgesamt  5,9  Millionen).

Der Präsident das Landes, Michel Aoun, kündigte an, den
Libanon mit einem 3-Punkte-Plan aus der wirtschaftlichen und sozialen Krise
zu
führen.  Zuvor  hatte  schon  Hariri,  der  Premierminister,  Reformen
angekündigt.
Aber alle diese vorgeschobenen Maßnahmen konnten die
Massen bislang nicht täuschen. Saad Hariri trat schließlich am 29. Oktober
nach
massenhaften Protesten zurück.

Er hatte seinen Rücktritt angekündigt, nachdem die
schiitische Hisbollahmiliz und die Amal-Bewegung (eine konservative und
populistische Partei der SchiitInnen im Libanon) ein Protestcamp zerstört
und die Demonstrant_Innen auf dem Märtyrerplatz im
Zentrum von Beirut verprügelt hatten. Die Hisbollah präsentierte sich in der
Vergangenheit zwar oft als „soziale Kraft“ und
Vertreterin der Armen, aber sie ist selbst eine wichtige Stütze des
herrschenden Systems. Während ihr Vorsitzender Nasrallah verbal zu Beginn
„Verständnis“ für die Proteste bekundete, so lehnte er doch den Rücktritt
Hariris ab. Die Hisbollah stellt nicht nur eine
wichtige Verbündete des Iran und des Assad-Regimes in Syrien dar, sie ist
auch
eine der einflussreichsten
politischen Kräfte im Land, verfügt über eigene militärische Stärke und
kontrolliert wichtige Transportknotenpunkte wie



Flughäfen und Häfen. Die
schiitische Miliz rief ihre Anhänger_Innen dazu auf, an den Protesten nicht
teilzunehmen,
nachdem  in  den  von  ihr  beherrschten  Stadtteilen  Beiruts  und  in  den
Hochburgen
im  Süden  des  Landes  Menschen  ebenfalls  gegen  Korruption  und
Misswirtschaft  auf
die Straße gingen.

Vor allem Generalstreiks legten und legen weiterhin viele
Produktionsstätten des Landes lahm. IM Gegensatz zu
früheren Massenprotesten im Libanon sind die Gewerkschaften aktuell mit
an der vordersten Front dabei.
Teilweise zeigten die Aktionen auch antikapitalistischen Charakter:
So wurde die Losung „Nieder mit dem Kapital“ von den Demonstrationen
durch die
Straßen  von  Beirut  getragen,  bis  es  die  Bankiers  und  politischen
Führer_Innen  hören  konnten.

Seit  Wochen sieht  man,  wie  Beirut  und Tripoli  brennen und es  auf  den
Hauptstraßen keinen Platz mehr
gibt,  da sie von Menschen überfüllt  sind. Am 13. November wandte sich
Präsident
Aoun an die Demonstrant_Innen
und erklärte, dass er eine Technokrat_Innen-Regierung gründen werde. Wer
damit nicht einverstanden sei, solle in ein anderes Land auswandern. Dies
zeigt  das  zynische  Gesicht  dieses  Staates  und  den  Unwillen  der
Herrschenden,
einen Schritt auf die demonstrierenden Massen zuzugehen. Am gleichen Tag
starb
Alaa Abou Fakher, ein Mitglied der progressiven
Sozialistischen Partei, bei einer Straßenblockade in Beirut. Er ist der erste
Märtyrer der aufkommenden Rebellion im Libanon.

Über
konfessionelle Grenzen hinaus



In beiden Ländern installierten die ehemaligen Kolonialmächte (Frankreich
im
Libanon, und Großbritannien im Irak) ein
Herrschaftssystem, das sich darauf stützte, die Bevölkerungen anhand
konfessioneller Linien zu spalten, indem sie diese mit unterschiedlichen
Machtpositionen und Privilegien ausstatteten. Auch nach dem Abzug der
kolonialen Besatzer wurde diese Politik von den
Nachfolgerregimes und gewählten Regierungen fortgesetzt, um die eigene
Herrschaft abzusichern. Umso
beeindruckender ist es nun,
dass  heute  die  Menschen unabhängig  von ihrer  religiösen Zugehörigkeit
Seite an
Seite gegen die aktuellen
Missstände kämpfen. Trotz aller Gewalt, mit der man
gegen  die  Demonstrierenden  vorgeht,  lassen  sich  die  Menschen  nicht
unterdrücken
und mundtot machen.

Eins wird in diesen Protesten deutlich: Die Menschen sind
bereit, mit ihrem Leben dafür zu kämpfen, dass es
Veränderungen gibt, die ihren Interessen entsprechen
und nicht derjenigen, die Alles besitzen und die
Arbeiter_Innenklasse
ausbeuten und verelenden lassen.

Perspektive

Im Irak wie im Libanon
erheben die Massen politisch-demokratische (wie zum Beispiel Rücktritt der
Regierung, freie Wahlen,
Verfassungsreform, Stopp der Korruption) und soziale
Forderungen (wie zum Beispiel Ende der Massenarbeitslosigkeit, Ausbau der
öffentlichen Infrastruktur, Rücknahme von Steuererhöhungen) – es kommt
darauf an, diese zu verbinden und zu bündeln. Revolutionär_Innen
müssen Forderungen, wie zB. die Einberufung einer verfassungsgebenden
Versammlung, aufgreifen und mit der Errichtung von Kampforganen der



Arbei ter_Innenklasse  und  Unterdrückten  –  Akt ionsräten,
Selbstverteidigungsorganen  –  verbinden.  Auf  diesem  Weg  könnte
die  Massenbewegung zu einer  revolutionären Bewegung werden,  wo der
Kampf für
demokratische und soziale Rechte mit dem für eine sozialistische Umwälzung
verbunden wird.

Der „Arabische Frühling“
und der darauffolgende Herbst der Konterrevolutionen
haben uns gezeigt, dass die Forderungen der Proteste nur umgesetzt werden
können, wenn sie mit einer sozialistischen Perspektive verbunden werden.
Ohne ein klares Programm der sozialen Befreiung werden die
Proteste nur von neuen Herrschaftscliquen als
Sprungbrett zur Macht missbraucht werden. Damit stellt sich auch die Frage,
welche soziale Kraft  die Bewegungen zum Sieg führen kann.  In unseren
Augen kann
das nur Arbeiter_innenklasse sein, denn sie allein hat nichts zu verlieren
außer ihre Fesseln. Nur sie hat die Kraft, den kapitalistischen
Verwertungsprozess und die Macht der Militärs, Politiker_innen und
Unternehmer_innen aus den Angeln zu heben.

Während  es  in  Europa  von  der  Bourgeoisie  angeführte  bürgerlich-
demokratische  Revolutionen  gegeben  hat,  die  vergleichsweise
stabile  parlamentarische  Demokratien  hervorbrachten,  wurden  solche
Prozesse
durch die Kolonialisierung, Ausbeutung und Erzeugung einer künstlichen
Abhängigkeit in vielen Teilen der Welt verhindert. Die ehemaligen Kolonien
wurden somit in die internationale
kapitalistische Arbeitsteilung eingegliedert, ohne dass sich entsprechende
politische Überbauten ausbildeten. Maßgebliche demokratische Reformen im
Libanon oder im Irak sind deshalb heute nur noch
möglich,  wenn  sie  mit  dem sozialistischen  Kampf  gegen  die  bestehende
Aufteilung
der Welt unter den führenden imperialistischen Mächten verbunden werden.
Erste Schritte dahin sind es, sich jeglichen Versuchen der



Einflussnahme durch andere Mächte (ob Iran, USA oder
Deutschland) zu widersetzen und den Abzug aller Truppen und Konzerne zu
fordern.

Auch in Rojava sehen wir
gerade wie die dort lebenden Kurd_innen versuchen sich mit aller Macht
gegen
die türkische Invasion zu verteidigen. Die Zukunft der Region ist abhängig
davon, ob es die Arbeiter_Innen und Bauern vor
Ort  schaffen,  nationale  Spaltungen  zu  überwinden  und  sich  gemeinsam
gegen jede
Form der Fremdbestimmung zu wehren. Die Proteste im Libanon und im Irak
haben aktuell jedoch noch einen national beschränkten Charakter, obwohl sie
Teil einer internationalen Welle des Klassenkampfes
sind. Was wir brauchen ist eine Verknüpfung der Kämpfe des Proletariats der
Region, von Rojava bis Palästina, von Libanon bis Irak. Dafür müssen sich
multinationale Arbeiter_innenparteien auf einer
gemeinsamen programmatischen Grundlage gründen, die die Proteste in den
jeweiligen Ländern mit der Perspektive der Schaffung einer Föderation
sozialistischer Staaten in Westasien verbinden!

An die revolutionäre Jugend von
Chile!
Den folgenden offenen Brief  haben wir  an die  Jugend in Chile  und ihre
Organisationen geschrieben. Die englische und spanische Version werden
hier in Kürze ebenfalls veröffentlicht.

Seit  mittlerweile  mehreren  Wochen  kämpft  ihr  entschlossen  gegen  die
soziale  Ungleichheit  und  die  neoliberale  Politik  der  Piñera  Regierung.
Angefangen  mi t  den  Pro tes ten  von  Schü ler_ Innen  gegen
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Fahrpreiserhöhungen für U-Bahnen,  hat  sich euer Widerstand im ganzen
Land zu einem Massenaufstand der Arbeiter_Innenklasse und der Jugend
gegen die Regierung ausgebreitet. Eure Forderungen nach einer Rücknahme
der  neoliberalen  Reformen  der  vergangenen  Jahre,  einem  Ende  der
Sparpolitik und dem Sturz der Regierung sind nicht nur berechtigt, sie sind
ein notwendiger Schritt auf dem Weg hin zu einer befreiten Gesellschaft.

Die Regierung reagierte mit der Verhängung des Ausnahmezustandes und
dem Einsatz des Militärs. Wie wir hörten wurden bereits Dutzende Menschen
ermordet oder verschleppt,  Hunderte verwundet und Tausende verhaftet.
Trotz  dieser  brutalen  Repression  durch  den  Staat  ist  euer  Widerstand
ungebrochen – das bewundern wir zutiefst. Nach wie vor steht die Jugend an
vorderster  Front  in  dieser  Bewegung.  Ihr  seid  keinen  Zentimeter
zurückgewichen und das hat bereits erste Früchte getragen: Piñera sah sich
gezwungen  den  Ausnahmezustand  aufzuheben  und  soziale  Reformen
anzukündigen.  Auch wenn diesen Ankündigungen nicht  zu trauen ist,  so
zeigen sie doch, dass sich Piñera in die Enge getrieben fühlt. Wir hoffen ihr
könnt daraus neuen Mut schöpfen, um den Kampf nun umso entschlossener
weiterzuführen.

Die neoliberalen Angriffe und die sich damit verschärfende Armut haben in
Chile  seit  den  70er  Jahren  Tradition.  Ihr  werdet  kaputt  gespart,  ohne
Rücksicht  auf  Verluste.  Die  aktuellen  Sparmaßnahmen  stehen  dabei  im
Zusammenhang  mit  der  Weltwirtschaftskrise  2008.  Damals  haben  die
Kapitalist_Innen  versucht  die  Krisenkosten  auszulagern,  konnten  das
eigentliche Problem aber nicht lösen und versuchen nun, einer drohenden,
globalen  Rezession  zu  entkommen.  Wieder  indem sie  die  Last  auf  dem
Rücken der ArbeiterInnenklasse und der Jugend abwälzen wollen. Versuche
in anderen Ländern Lateinamerikas, wie in Venezuela, die damalige Krise
durch stärkere staatliche Eingriffe  (statt  durch neoliberale  Reformen)  zu
lösen, waren auf Sand gebaut, da sie den Versuch darstellen die Klassen
innerhalb des Kapitalismus zu versöhnen, statt die ArbeiterInnenklasse und
die Jugend zur Zerschlagung des Kapitalismus organisieren.

Doch euer Kampf ist wie unsere Klimabewegung in Deutschland Teil einer
neuen Welle von Klassenkämpfen und Massenaufständen in Lateinamerika



und der ganzen Welt. Ob Chile, Ecuador, Katalonien, Honkong, Irak oder
Libanon. Überall erhebt sich die Arbeiter_Innenklasse gegen neoliberale und
rechte Regierungen. Wir leisten international Widerstand gegen die Folgen
der Krise und die Pläne der Kapitalist_innen, unsere Klasse für die Krise
zahlen zu lassen. So wie der Kapitalismus global in der Krise ist, so kämpfen
auch die Unterdrückten weltweit dagegen. Auch wenn es jetzt noch zu früh
für allgemeine Einordnungen ist, so stellen die aktuellen Kämpfe doch einen
Wendepunkt und die Möglichkeit eines Kippens des Kräfteverhältnisses da –
gegen den Vormarsch rechter und neoliberaler Regierungen.

Nicht nur in Chile, auch in all den anderen Ländern steht die Jugend an
vorderster  Front  dieser  Kämpfe  und  tritt  am  entschlossensten  für  eine
bessere Zukunft ein. Wir halten es für eine zentrale Aufgabe die Kämpfe der
Jugend  und  der  Arbeiter_Innenklasse  weltweit  zusammenzuführen.  Als
Jugendorganisation  treten  wir  deshalb  für  den  Aufbau  einer
Jugendinternationale ein.  Auch wenn die Jugend alleine den Kapitalismus
nicht  zerschlagen  kann,  so  ist  es  dennoch  wichtig,  dass  diese  sich
selbstständig  organisiert.  Die  Jugend  braucht  eine  unabhängige
Organisation,  ein  eigenes  politisches  Programm  und  muss  ihre  eigenen
Erfahrungen machen können. Gemeinsam mit euch und Jugendlichen rund
um  den  Globus  müssen  wir  eine  solche  internationale  revolutionäre
Jugendorganisation aufbauen. Wenn ihr das auch so seht, meldet euch bei
uns.

Der Jugend gehört die Zukunft. Gemeinsam können wir eine Welt gewinnen.
Hoch die internationale Solidarität! Für Weltrevolution und Kommunismus!

 

 



Warum  Ziviler  Ungehorsam
nicht radikal ist.
Nahezu alle, die sich für die Radikalisierung der Umweltbewegung einsetzen,
von  XR  über  Ende  Gelände  zu  einer  Großzahl  der  Aktivist_Innen  in  der
antikapitalistischen Plattform Changeforfuture (CFF), haben eins gemeinsam:
die Berufung auf das Konzept “Ziviler Ungehorsam“. Wir als Revolutionäre
freuen  uns  natür l ich  über  jede_n,  d ie  angesichts  der  faulen
Kompromissvorschläge  seitens  der  Regierung  den  Widerstand  verstärken
wollen,  anstatt  sich  mit  bloßer  Aufmerksamkeit  zu  begnügen.  Mit  Zivilem
Ungehorsam  befinden  sich  jene  Verbündete  unseres  Erachtens  allerdings  in
einer Sackgasse, weshalb wir unter diesem ein wenig provokanten Titel hier
eine  politische  Kritik  formulieren  wollen  und  einen  Vorschlag,  wie  wir
tatsächlich  gewinnen  können.

Was ist Ziviler Ungehorsam und woher kommt er?
Ideengeschichtlich  wird  der  Ursprung  des  Begriffs  dem  Liberalisten  und
Selbstverwirklicher Henry D. Thoreau zugeordnet, der im 19. Jahrhundert eine
(!) Nacht im Gefängnis verbrachte, da er sich geweigert hatte Steuern zu
bezahlen und daraufhin seinen Akt des „zivilen Ungehorsams“ zum politischen
Prinzip erklärte. Dazu schrieb er seinen berühmten Essay „Civil Disobedience“
(auf  deutsch  „Über  die  Pflicht  zum  Ungehorsam  gegen  den  Staat“).  Später
wurde das Konzept noch von anderen Theoretiker_innen wie Hannah Arendt
und Jürgen Habermas aufgegriffen.

In  der  Theorie  handelt  es  sich  bei  Zivilen  Ungehorsam  um  einen
angekündigten  Regelübertritt,  mit  dem  man  auf  einen  gesellschaftlichen
Missstand aufmerksam machen will. Sobald diese Aufmerksamkeit erzeugt ist,
kümmern  sich  die  gesellschaftlichen  Mechanismen  dann  darum,  den
Missstand zu beheben. Plakatives Beispiel: Ein Mensch kettet sich an einen
Kohlebagger, wird zwar sofort davon losgeschnitten und verhaftet, die Medien
und die „Politik“ bemerken allerdings wie wichtig dieser Person das Thema mit
der  Kohle  war,  kommen  darüber  ins  Grübeln,  dass  das  mit  der
Kohleverstromung doch nicht so die beste Idee war und schwuppdiwupp –

https://onesolutionrevolution.de/warum-ziviler-ungehorsam-nicht-radikal-ist/
https://onesolutionrevolution.de/warum-ziviler-ungehorsam-nicht-radikal-ist/


Climate Justice. Da es hauptsächlich um die erzeugte Aufmerksamkeit geht,
ist es auch nicht notwendig Gewalt dabei einzusetzen, im Gegenteil erscheint
es  sogar  oft  als  vorteilhaft  sich  mit  „gewaltfrei“  zu  labeln,  um  die
Öffentlichkeit leichter auf der eigenen Seite zu halten. In jedem Fall aber ist es
nicht  vorgesehen,  den  Staat  anzugreifen,  da  man  ja  nur  durch  diesen
symbolischen  Regelübertritt  eine  Öffentlichkeit  schaffen  will  und  die  dafür
vorgesehen  Strafe  sogar  akzeptiert.  „Im  Gegensatz  zum  Revolutionär“,
schreibt dazu der bürgerliche Theoretiker Carl Cohen, „akzeptiert der zivile
Gehorsamsverweigerer  den  Rahmen  der  bestehenden  Autorität  und  die
generelle  Rechtmäßigkeit  der  Rechtsordnung.“

Zu Grunde liegt der ganzen Theorie ein sehr idealistisches Verständnis vom
bürgerlichen Staat. Demnach sei dieser eine Art Kompromiss der Interessen
seiner „Bürger“, der jedoch nur dann zufriedenstellend gelinge, wenn jedes
Individuum den  Staat  nach  seinen  eigenen  moralischen  Vorstellungen  zu
gestalten versuche. Der Zivile Ungehorsam bezeichnet dabei den Ausgleich
zwischen  dem  Individuum  als  Staatsbürger  und  als  moralisches  Subjekt:
Der_die einzelne Bürger_In soll durch ggf. ungehorsames Verhalten den Staat
im Sinne der eigenen moralischen Überzeugungen beeinflussen. Somit soll die
Staatsgewalt zu einem wahrhaft ausgeglichenen System ergänzt werden.

Was ist daran problematisch?
Es ist  wichtig zu verstehen, dass im Kapitalismus die Dinge nicht einfach
passieren, weil sie „sinnvoll“ sind. Es wäre sinnvoll niemanden hungern zu
lassen,  statt  2/3  der  Lebensmittel  wegzuschmeißen.  Es  wäre  sinnvoll
niemanden im Mittelmeer ertrinken zu lassen oder in Lager zu sperren. Es
wäre  sinnvoll  den  Planeten  nicht  zu  zerstören.  Die  Dinge  passieren  im
Kapitalismus  aus  genau  zwei  Gründen:  Entweder  es  bringt  Profit  oder  wir
haben es erkämpft. Entweder es liegt im Interesse der herrschenden Klasse
oder die Unterdrückten haben es ihnen abgerungen. Warum reden wir jetzt
schon wieder davon? Weil es nicht ausreicht, darauf aufmerksam zu machen,
dass etwas nicht sinnvoll ist. RWE kennt doch selbst die eigenen Bilanzen am
besten, weiß doch ganz genau, dass ihr Geschäft die Erde zu Grunde richtet,
aber ihr Geschäft ist ihnen alles, deswegen ist es egal.

Es ist auch eine falsche Vorstellung, dass der Staat schon macht was er soll,



wenn man es ihm nur sagt. Der Staat steht im Kapitalismus nämlich nicht über
den Klasseninteressen, im Gegenteil ist genau er dafür verantwortlich, dass
die Herrschaft des Kapitals mit Gewalt aufrecht erhalten und der Widerstand
dagegen unterdrückt wird. Wenn wir Freiheit und Klimagerechtigkeit wollen,
müssen wir diesen Staat also kaputt machen und dürfen uns nicht mit Bitten
an ihn begnügen.

Was wäre eigentlich radikal?
Radikal heißt die Dinge an der Wurzel packen. Die Wurzel des Klimawandels
liegt  unserer  Meinung  nach  im  Kapitalismus  und  insbesondere  im
Privateigentum an den Produktionsmitteln. Zur Überwindung dessen, müssen
wir die Lohnabhängigen dafür gewinnen, die Kapitalist_Innen zu enteignen
und die Produktion gemeinsam nach unseren Bedürfnissen und im Sinne des
Planeten zu gestalten. Das würde mehr bedeuten als nur einen Missstand im
System beheben, der Staat würde sich gegen uns stellen, wir müssten mit
allen Mitteln für unsere Freiheit kämpfen.

Statt nur Aufmerksamkeit zu erzeugen und uns darauf zu verlassen, dass die
Herrschenden handeln werden, müssen wir  unsere Ziele erzwingen, durch
Streiks,  Besetzungen,  Enteignungen.  Uns fehlt  nicht  eine Sitzblockade vor
dem Supermarkt,  uns fehlen koordinierte Streiks  der  Beschäftigten in  der
Lebensmittelindustrie. Uns fehlt nicht eine Menschenkette vor dem Flughafen,
uns  fehlt  die  durch  die  Gewerkschaften  getragene  Forderung  nach
kostenlosem Schienenverkehr für alle. Uns fehlt nicht der halbjährliche Ausflug
in die Kohlegrube, uns fehlt ein Generalstreik, der die demokratische Kontrolle
über die Strom- und die gesamte Produktion erkämpft.

Der  Streik  trifft  dieses  System  in  seinem  Herzen,  dem  Profit.  Wo  gestreikt
wird,  kann  kein  Profit  mehr  fürs  Kapital  produziert  werden,  es  wird
gezwungen,  den  Streik  zu  zerschlagen  oder  auf  unsere  Forderungen
einzugehen.  Gleichzeitig  werden wir  in  die  Lage versetzt  die  Betriebe zu
besetzen und auf eine wirklich nachhaltige Art und Weise für uns selbst zu
produzieren.

Militant oder gewaltfrei? Kollektiv oder individuell?
So schön es andernfalls auch wäre: Dass der Staat bereit ist, sich regenden



Widerstand mit aller Kraft  zu zerbrechen, hat er uns oft  genug bewiesen.
Dabei  ist  es  nicht  ausschlaggebend  wie  der  Protest  selbst  agiert,  auch
Sitzblockierer_Innen  werden  mit  Schmerzgriffen  abtransportiert  und  im
Sichtschutz  von  Bullenwagen zusammengeschlagen.  Wir  müssen  uns  also
verteidigen,  selbst  wenn  wir  nur  grundlegende  Rechte  wie  unsere
Versammlungsfreiheit  wahrnehmen  wollen.  Wichtig  dabei  ist  es  kollektiv
vorzugehen, denn durch Aktionen kollektiver Selbstermächtigung gelangen
wir sogar in die Situation, dass große gesellschaftliche Veränderungen wie
Enteignungen usw. auf einmal möglich werden. In dieser Hinsicht muss man
auch  zwischen  verschiedenen  Akteur_Innen  Zivilen  Ungehorsams
unterscheiden,  da  Massenaktionen  wie  Ende  Gelände  viel  mehr  Potential
haben als individuelle Steuerverweigerung.

Führungskrise der Arbeiter_Innenbewegung
Dass Ziviler Ungehorsam für viele so attraktiv ist, hat auch damit zu tun, dass
die eigentliche Arbeiter_Innenbewegung hier sehr schwach geworden ist und
planlos umherirrt. Schlimmer noch, die Führung der Lohnabhängigen, also die
Spitzenposten von SPD, Linkspartei und den Gewerkschaften, haben sich mit
ihren  Privilegien  und  hohen  Gehältern  ganz  gut  eingerichtet  mit  diesem
Schweinesystem und verraten mit ihrer „Sozialpartnerschaft“ ihre Klasse. Das
hat  aber  auch  dazu  geführt,  dass  Streiks  und  andere  ursprünglich
revolutionäre Kampfformen der Arbeiter_Innenklasse neuen Aktivist_Innen gar
nicht mehr so radikal vorkommen und sie sich dem modern wirkenden Zivilen
Ungehorsam anschließen. Unser Ziel muss es aber sein, diese Führungskrise
mit  einem  revolutionären  Programm  aufzuheben,  denn  die  Macht  einer
organisierten Arbeiter_Innenklasse wäre heute größer als je zuvor.

Warum wir trotzdem alle zu Ende Gelände müssen
Große Mobilisierungen sind oft  stärkende Momente der  dahinterstehenden
Bewegung. Die Entschlossenheit, mit der wir bei Ende Gelände vorgehen, gibt
uns auch die Erfahrung, dass wir Erfolge auch gegen den Staat prinzipiell
erreichen können. In der gemeinsamen Tat können wir dabei über unsere
verschiedenen Ansätze diskutieren und sie an der Praxis überprüfen. Fahrt
also alle mit uns nach dem Global Strike am 29.11. in die Lausitz und lasst uns
dieses Zeichen setzen, auch wenn wir nicht dabei stehen bleiben!



 

Diskutieren  geht  nicht!
Veranstaltungsreihe  zum
Antisemitismus wird bekämpft –
Rede  und  Versammlungsrecht
verteidigen!
Rechte  Kräfte  in  verschiedenen  deutschen  Städten  versuchen  eine
Veranstaltung  der  Gruppe  Arbeiter_innenmacht  mit  aller  Kraft  zu
unterbinden. Ihr Ziel ist es, eine materialistische Analyse von antisemitischer
Ideologie zu verhindern. REVOLUTION verteidigt das Recht auf Rede- und
Versammlungsfreiheit  und  solidarisiert  sich  mit  der  Gruppe
Arbeiter_innenmacht in ihrem Kampf gegen Antisemitismus und Rechtsruck!
Wir teilen deshalb im Folgenden das Statement der Genoss_innen, in dem sie
länger auf den Vorfall eingehen:

 

Stellungnahme der Gruppe ArbeiterInnenmacht, 3. November 2019:

Zu den wenigen „guten“ Traditionen der „Linken“ in Deutschland gehört die
gemeinsame  Nutzung  von  Veranstaltungsräumen  in  einer  Stadt.  Trotz
mancher  ideologischer  und  methodischer  Differenzen  versuchen
Organisationen,  diese  Räume  gemeinsam  zu  nutzen  und  auch  diese  zu
erhalten. So geben sich bei vielen Veranstaltungsräumen Gruppierungen die
Klinke  in  die  Hand,  die  sonst  kaum gegenseitig  solidarisch  wären.  Das
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gehörte  hierzulande  lange  zur  Normalität,  gewissermaßen  auch  eine
„demokratische“  Errungenschaft.

Seit mehreren Jahren sind jedoch linke, antiimperialistische und palästina-
solidarische  Gruppierungen  mit  Versuchen  sog.  „antideutscher
Gruppierungen“ konfrontiert, dass Veranstaltungen verhindert werden, die
ihrer pro-imperialistischen Haltung zum „Nahostkonflikt“ nicht entsprechen.

Zur  Zeit  trifft  dies  auch  unsere  Organisation.  Im  Rahmen  der
Veranstaltungsreihe „Antisemitismus – eine marxistische Analyse“ wollen wir
in mehreren Städten die Ausgabe 51 des „Revolutionärer Marxismus“, des
theoretischen Journals der Gruppe ArbeiterInnenmacht,  vorstellen.  Dieses
Vorhaben wird zur Zeit in jeder Stadt torpediert und diffamiert, wo wir eine
materialistische Kritik des Antisemitismus zur Diskussion stellen wollen. So
wurden zuletzt unsere geplanten Veranstaltungen in Berlin (Mehringhof) und
in Stuttgart (Falkenbüro) abgesagt.

So begründete das Falkenbüro die Absage damit,  dass die „antideutsche
Szene“ Druck ausgeübt habe, dem nachzugeben es sich gezwungen sah. Der
Mehringhof  möchte  dieses  „konfliktbehaftete“  Thema  nicht  in  seinen
Räumlichkeiten diskutiert haben. So argumentiert zumindest die Mehrheit
der dortigen Projekte und/oder Organisationen.

In  Dresden  mobilisiert  die  antideutsche  Szene  unter  anderem auch  mit
Drohungen  gegen  den  dortigen  kurdischen  Verein  und  hat  eine
Demonstration  gegen  unsere  Veranstaltung  ankündigt.

Auch außerhalb der Veranstaltungsreihe nehmen diese politischen Angriffe
zu.  So  soll  in  den  kommenden  Wochen  eine  Veranstaltung  über  den
sogenannten „linken Antisemitismus“ in Kassel  stattfinden,  womit  sie  die
Nichtanerkennung der zionistischen Besatzungspolitik in Palästina meinen.
Hier soll die pseudowissenschaftliche Gleichsetzung von Antisemitismus und
Antizionismus  am  Beispiel  der  kommunistischen  Jugendorganisation
REVOLUTION und dem Friedensratschlag in Kassel konstruiert werden. In
Frankfurt  am Main  soll  es  eine  ähnliche  Veranstaltung  am Beispiel  des
aufgelösten und von staatlicher Repression betroffenen Jugendwiderstands
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geben.

Es war uns durchaus klar, dass dieses Thema polarisiert. Deswegen haben
wir ja auch diesen Artikel veröffentlicht, um eben eine marxistische Analyse
des  Antisemitismus  herzuleiten,  seine  rassistisch  verkürzte
Kapitalismus„kritik“ offenzulegen, welche Klassenbasis ihm zugrunde liegt
und  wie  dieser  von  der  ArbeiterInnenbewegung  bekämpft  werden  kann.
Ebenfalls  haben wir  im Artikel  dargelegt,  warum „Israelkritik“  nicht  mit
Antisemitismus gleichzusetzen ist.  So ist  auch Antizionismus (sofern sich
dahinter  kein  Antisemitismus  versteckt)  für  jede/n  internationalistische/n
Aktive/n zu verteidigen, da wir den Zionismus als eine nationalistische und
reaktionäre Ideologie ablehnen. Wir differenzieren in dem Artikel zwischen
Antisemitismus als Kernelement jeder reaktionären rassistischen Ideologie
(wie er gerade auch wieder in und um den rechten Terror in Halle deutlich
geworden ist) und einer notwendigen linken Kritik am Staat Israel und seiner
Rolle im neokolonialen System des Nahen Ostens. Wir lehnen gerade die
Identifizierung jüdischer Menschen weltweit mit der Politik dieses Staates
grundlegend  ab,  ja  halten  diese  Ineinssetzung  selbst  für  zutiefst
antisemitisch.  An  diesem  Punkt  sind  dann  alle  „antideutschen,
ideologiekritischen“  Szenen  und  Gruppierungen  alarmiert.  Sie  fürchten
Widerspruch zu ihrer Definition von Antisemitismus, die sich mit der der
Bundesregierung deckt, wie auch ihre „Israelsolidarität“ mit der israelischen
Rechten von uns abgelehnt wird.

Wir halten es ebenso für ein demokratisches Recht, diese linke Kritik zu
veröffentlichen  und  auch  dies  öffentlich  zu  vertreten  wie  auch  konträre
Positionen in der „Linken“ zu diskutieren. Wenn dies nun in Frage gestellt
wird, ist es die Aufgabe der ganzen „Linken“, sich dazu zu verhalten. Wir
rufen Gruppierungen, Netzwerke und Strömungen auf, das Recht auf „freie
Meinungsäußerung“ gerade auch in „linken Räumlichkeiten“ zu verteidigen.

Dass wir BDS Berlin und das Palästinakomitee Stuttgart eingeladen haben,
wird ebenfalls als Vorwand benutzt, um gegen unsere Veranstaltungen zu
hetzen.  Wir  verteidigen das  Recht  der  palästina-solidarischen Bewegung,
öffentlich zu sprechen und gegen den demagogischen und verleumderischen
„Antisemitismus-Vorwurf“  Stellung  zu  beziehen.  Wir  halten  es  für  ein



demokratisches Recht der Palästina-Solidarität, der migrantischen und anti-
imperialistischen Organisationen, sich gegen diesen Vorwurf zu verteidigen
und mit uns zum Thema zu sprechen.

Auch  außerhalb  dieser  Veranstaltungen  nehmen  solche  gezielten
bürokratischen  Angriffe  zu.  Dafür  haben  wir  mit  anderen  linken
Organisationen  im Juni  den  gemeinsamen Aufruf  „Antizionismus  ist  kein
Antisemitismus“ gestartet. Wir rufen alle Linken auf, diesen gemeinsamen
Aufruf zu unterzeichnen und künftig solche bürokratischen Manöver nicht
unbeantwortet  zu  lassen.  Ein  gemeinsamer  Widerstand gegen diese  darf
nicht nur dabei stehenbleiben, sondern braucht auch eine klare Perspektive,
wie  wir  gegen  den  erstarkenden  Antisemitismus  ankämpfen  wollen  und
müssen.

Für uns zeigt dies erneut, dass der Kampf gegen den Antizionismus, den der
deutsche Imperialismus samt seiner „antideutschen“ ErfüllungsgehilfInnen
führt, dem notwendigen Kampf gegen den Antisemitismus in Zeiten eines
gesellschaftlichen  Rechtsrucks  praktisch  im  Wege  steht.  In  Zeiten
antisemitischer Anschläge, wie dem kürzlich in Halle, offenbart sich diese
politische Agenda zunehmend als reaktionär.

Wir müssen inzwischen davon ausgehen, dass nicht nur alles versucht wird,
dass wir keine Räume bekommen, sondern auch die Veranstaltungen gestört
werden und es zu Übergriffen kommen kann. Dies ist sicherlich beschämend
für die „Linke“ insgesamt, zeigt aber deutlich, dass die antideutsche Szene
einen  staatstragenden,  pro-imperialistischen  und  reaktionären  Charakter
trägt.

Wir wollen gerade bei „konfliktbehafteten Themen“ die Diskussion führen,
sehen  darin  die  Möglichkeit,  politische  Differenzen  zu  überwinden:
Diskussion statt Verbot wäre unsere Losung. Wir hoffen auf die Solidarität
der  internationalistischen  Linken,  damit  wir  unsere  Veranstaltungen
durchführen  können  –  ohne  Störungen  und  ohne  Gewalt.

Kontaktiert  uns,  wenn Ihr  Interesse  habt,  das  Thema in  Eurer  Stadt  zu
diskutieren  wie  auch,  wenn  Ihr  unsere  Veranstaltungen  besuchen  und
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schützen wollt!

Schließlich halten wir es für notwendig, dass nicht einfach pauschal über
unseren angeblichen „Antisemitismus“ Verleumdungen verbreitet und darauf
aufbauend Verbote ausgesprochen werden, sondern vielleicht erstmal unsere
Thesen zu lesen: Denn gerne sind wir bereit, auch darüber zu diskutieren
(http://arbeiterinnenmacht.de/2019/09/12/antisemitismus-zionismus-und-die-f
rage-der-juedischen-nation/). Lasst uns also nicht nur mit diesen staatstreuen
RassistInnen herumschlagen, sondern gemeinsam für eine Welt kämpfen, in
der Antisemitismus keinen Nährboden haben kann!

Daher  laden  wir  auch  noch  einmal  zur  Teilnahmen  an  den  drei
Veranstaltungen  ein:

Berlin,  14.  November,  19.00  Uhr,  Spreefeld  Genossenschaft,  Wilhelmine-
Gemberg-Weg-14

Stuttgart, 16. November, 18.00 Uhr, Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße
26

Dresden, 14. Dezember, 18.00 Uhr, Kurdischer Verein, Oschatzer Str. 26

„Schule ohne Rassismus“ – doch
nicht so antirassistisch?
Resa Ludivine

An vielen deutschen Schulen hängt mittlerweile ein Schild mit der Aufschrift
„Schule ohne Rassismus (SOR)- Schule mit Courage“, egal wie antirassistisch
es innen drin abgeht.
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Was Sache is?

Die  Initiative  ergreifen,  Farbe  bekennen-  super  Sache!  Theoretisch.
Mittlerweile  gibt  es  2.500  sog.  Courage-Schulen  in  Deutschland.
Man unterschreibt einmal eine Liste, sucht ein_E Pat_In und macht einmal im
Jahr  einen Projekttag.  Außerdem erhofft  man sich ein  „antirassistisches“
Image,  nicht  weil  der  Großteil  hinter  Idealen  wie  Gleichheit  steht  oder
Diskriminierung einfach scheiße findet, sondern weil niemand zugeben will
das Diskriminierung wie Rassismus oder Sexismus allgegenwärtig sind und
das auch an ihrer Schule gang und gebe ist.

Es  ist  also  ein  nettes  Logo  für  die  Schule,  welches  die  Außenwirkung
verbessert. Meint es die erste Generation vielleicht noch gut und will sich
wirklich in dem Themenfeld engagieren, heißt das trotzdem noch lange nicht,
dass sich alle Lehrer_Innen noch alle Schüler_Innen auch dahinter stellen.
Und auch dem sind Grenzen in Form der SOR-Koordnierung gesetzt,  die
lieber Themen und Aktionsformen vorgeben, als Eigenitiative unterstützen.
Ganz  nach  dem Motto:  im  Bereich  Schule  kann  es  niemand  geben  der
antirassistischer ist als sie. Sie versuchen den Maßstab zu setzen.

Die nachfolgenden Generationen, die damals nicht miterlebt haben wie 80%
der Schule sich für das Label SOR ausgesprochen hat, haben es dann noch
schwerer,  wenn  es  überhaupt  Menschen  gibt,  die  sich  für  das  Thema
interessieren. Ebenso ist kritisch zu sehen, dass es oft eher eine Möglichkeit
für die Lehrer_Innen ist,  sich zu engagieren.  Schüler_Innen bleiben eher
außen vor und passiv.  Zusätzlich sind Lehrer_Innen, zumindest in Berlin,
zumeist auch nur Angestellte, sprich sie können in ihrem Engagement auch
nur so weit gehen wie es die Schulleitung unterstützt, da sie sonst ihren
Arbeitsplatz riskieren.

Insgesamt verschleiert es aber das Problem an vielen deutschen Schulen und
das  ist  ein  immanentes  Problem.  Rassismus,  Antisemitismus,  Sexismus,
Behindertenfeindlichkeit  usw.  sind keine Probleme,  die  aus einem reinen
rechtsextremen Weltbild entstehen, sondern überall.  So auch an Schulen.



Ein, oftmals auch noch von der Schulleitung, initiiertes Programm- in Form
von SOR- wird dem auch keine Abhilfe schaffen. Nur fundierte Basisarbeit
kann  in  der  Schule  dem  entgegentreten.  Denn  es  sind  nicht  nur
Schüler_Innen, die Sprüche wie „Scheiß Schwuchtel“ raushauen, sondern
auch Lehrer_Innen, die aufgrund rassistischer oder sexistischer Vorurteile
Noten vergeben. Wie soll SOR dagegen etwas tun, wenn es doch nur eine von
oben aufgezwungene und kontrollierte Form von Antidiskriminierung ist?

Was tun?

Baut unabhängige Basiskomitees an der Schule auf! Lehrer_Innen können
hilfreich sein,  aber  die  Arbeit  vorort  auch sehr  hemmen.  Daher ist  eine
unabhängige Arbeit wichtig. Außerdem bringt es viel mehr von Schüler_In zu
Schüler_In  das  Thema  anzugehen,  Veranstaltungen  oder  Protest  zu
organisieren. Gerade wenn es Lehrer_Innen sind, die diskriminieren oder
Rechtsextremismus  verschweigen,  um dem Ansehen der  Schule  nicht  zu
schaden. Dazu ist eine Debatte in der Schüler_Innenschaft viel lebendiger
und  nachhaltiger-  mal  ehrlich  könnt  ihr  euch  noch  an  all  die  „guten“
Ratschläge aus  dem Ethikunterricht  der  7.  Klasse  erinnern? Kontroverse
Debatten  und  Aktionen  von  Schüler_Innen  schaffen  eine  lebendige
Diskussionskultur an der Schule zu schaffen und bringen inhaltlich viel mehr
Input als irgendein Schild.

Die  Bewegung  XR  (Extinction
Rebellion)  -Programm,  Vorteile
und Probleme
Sichtweise eines XR-Mitgliedes

Berlin in der Woche vom 07.10-12.10.2019. Ein Ausnahmezustand, etwa 2200
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XR-Aktivisten blockieren die  Stadt  (siehe:  Berliner  Zeitung).  Einige  Tage
liegen  wichtige  Verkehrsknotenpunkte,  wie  der  große  Stern  an  der
Siegessäule  oder  der  Potsdamer  Platz,  still.

Extinction Rebellion, die Rebellion gegen das Aussterben, sorgt seit einiger
Zeit mit Aktionen zivilen Ungehorsams weltweit für Aufsehen. Dazu gehören
Straßenblockaden  und  Swarmings  (7-minütige  Blockaden),  sowie
künstlerische  Aktionen  (z.B.  Die-Ins  (Todstellen)),  als  auch  besonders
riskante Aktionen, wie die des Festkettens (Log-Ons), mit dem zentralen Ziel
für Aufsehen zu sorgen und Verhaftungen zu provozieren. Gegründet wurde
die Bewegung in Großbritannien, wo AktivistInnen bereits letztes Jahr die
Stadt  blockierten  und  die  Regierung  zum Ausrufen  des  Klimanotstandes
zwingen  konnten.  Als  Mitglied  von  Extinction  Rebellion  möchte  ich  die
positiven  Seiten  der  Bewegung  beleuchten,  aber  auch  auf  mögliche
Wiedersprüche  und  Probleme  eingehen.

Die drei Forderungen von Extinction Rebellion

Die erste Forderung lautet: „Die Wahrheit sagen: Die Regierung muss die
Wahrheit über die ökologische Krise offenlegen und die Dringlichkeit eines
sofortigen  Kurswechsels  kommunizieren.“  Dieser  Kurwechsel,  der  hier
angesprochen  wird,  muss  eine  Abwendung  von  dem  kapitalistischen,
gewinnen-orientieren Streben nach immer mehr Wirtschaftswachstum sein.
Doch da sich Extinction Rebellion nicht auf eine antikapitalistische Ansicht
festlegen möchte,  fragt man sich wie dieser Kurswechsel sonst aussehen
sollte.

Die  zweite  Forderung  meint:  „Jetzt  handeln:  Die  Regierung  muss  jetzt
handeln, um das Artensterben zu stoppen und um die Treibhausgasemission
bis zum Jahr 2025 auf Netto-Null zu senken“ Auch dies ist eine sehr wichtige
Forderung. Trotzdem wäre es gut konkreter auf die Maßnahmen einzugehen,
die die Regierung durchführen soll, um das Ziel zu erreichen.

Doch dies tut XR auch, in ihrer dritten Forderung: „Politik neu leben: Die
Regierung muss eine BürgerInnen-Versammlung (mit aus der Bevölkerung
gelosten  Vertretern)  einberufen,  die  die  notwendigen  Maßnahmen  für



Klimagerechtigkeit und gegen die ökologische Katastrophe erarbeitet, und
sich verpflichten deren Beschlüsse umzusetzen.“ Dies ist meiner Meinung
nach, die wichtigste Forderung, weil  sie nicht nur auf das Aufhalten der
Klimakatastrophe,  sondern  auch  auf  mehr  direkte  Demokratie  anspielt.
Daher  ist  es  aber  schwierig  solch  eine  wichtige  Aufgabe  nur  gelosten
Vertretern  aus  der  Bevölkerung  zuzuschreiben,  auch  wenn  man  positiv
erwähnen  muss,  dass  diese  aus  unterschiedlichen  Regionen  und
gesellschaftlichen Schichten ausgelost werden sollen. Ein weiteres Problem,
was bei XR nochmal zu Sprache kommen sollte, ist wie man sicherstellen
will, dass die PolitikerInnen die Beschlüsse der BürgerInnen-Versammlung
auch wirklich umsetzten, denn wie man am Pariser Klimaabkommen sieht,
hält sich unsere Politik momentan noch nicht einmal an ihre eigenen Ziele.

Die Frage nach mehr sozialer Gerechtigkeit und wie man den Klimawandel
sozial  gerecht  gestalten  möchte  wird  jedoch  bei  den  Forderungen
größtenteils  offengelassen.

Die positiven Seiten der Bewegung

Als ich neu bei XR war begeisterten mich vor allem die neuen, spannenderen
Aktionen,-  also  die  zivilen  Ungehorsams-,  die  zur  Beteiligung  an  den
Schulstreiks von Fridays for future hinzukamen. Wichtig ist natürlich aber,
dass  die  Streiks  neben  den  Aktionen  zivilen  Ungehorsams  ihre  enorme
Wichtigkeit  nicht  verlieren,  denn  sie  treffen  die  Großkonzerne,  die  die
Umwelt am meisten ausbeuten, am härtesten.

Auch mit dem Staat in direkte Konfrontation zu treten und dazu noch feste
Forderungen zu haben, die die Rebellion bestimmen, fand ich von Anfang an
äußerst wichtig. Hierbei ist es vor allem positiv zu erwähnen, dass klarere
Forderungen, als zum Beispiel bei Fridays for future, aufgestellt wurden.

Extinction  Rebellion  hat  eine  stark  wachsende  Mitgliedszahl  und  konnte
bereits sehr viele Menschen für die Rebellion gewinnen. So erreichte es die
Bewegung  weltweit  aktive  Mitglieder  in  über  50  Ländern  auf  sechs
Kontinenten  mit  über  340  Ortsgruppen  zu  mobilisieren.  Nach  XR-
Deutschland gibt es hier in etwa 5.500 Rebell_Innen in über 100 aktiven



Ortsgruppen. (siehe MDR Sachsen, 8.10.2019) Das zeigt wie viele Menschen
dieses  Konzept  auf  der  ganzen  Welt  und  auch  in  Deutschland  bereits
begeistert hat.

Diese Tatsache liegt wahrscheinlich auch an der starken Unterstützung der
Rebell_Innen untereinander und durch die OGn (Ortsgruppen). Es war für
mich beispielsweise nicht schwer mich auf Aktionen vorzubereiten und ich
musste keine Angst davor haben, denn das notwendige Vorwissen und alle
Zweifel konnte ich in freiwilligen Aktionstrainings klären. Dort wurde auch
das Agieren in der Gruppe und Bezugsgruppen (für Aktionen) geübt, also der
Zusammenhalt in der Gruppe gestärkt.

Weiterhin gefiel mir die konsequente Gleichberechtigung aller Mitglieder. Im
Gegensatz zu Fridays for future, gibt es nicht ein Gremium, das für die Masse
entscheidet. Jedes Mitglied kann sich am Entscheidungsprozess beteiligen.
Auch wenn es einzelne Arbeitsgruppen gibt, wird am Ende alles Wichtige im
Gesamtplenum abgestimmt und entschieden. So kann man von Anfang an
Aktionen mitplanen und Entscheidungen treffen. Das liegt auch daran, dass
alle Treffen öffentlich beworben werden (im Gegensatz zu denen von FFF).

Den schon zuvor erwähnten Arbeitsgruppen können Mitglieder frei je nach
Können  und  Bestreben  beitreten.  Dabei  wird  nicht  nur  eine  praktische
Arbeitsteilung, nach z.B. Aktionsplanung, Medienplanung und Bildung (und
weiteren Bereichen) vorgenommen, sondern auch dafür gesorgt, dass man
seine Aktivitäten frei  wählen kann. Das sorgt für Selbstbestimmtheit und
Freiheit  innerhalb  einer  Gruppe  in  der  die  Mitglieder  gleichberechtigt
agieren können.

Ein weiterer Punkt, der nicht außer Acht zu lassen ist, ist die finanzielle
Unabhängigkeit von Extinction Rebellion, die dafür sorgt, dass die Bewegung
nicht  benutzt  oder  gekauft  werden  kann.  Sie  finanziert  sich  nicht  über
Mitgliedsbeiträge, sondern allein über Spenden. Das sorgt einerseits dafür,
dass Mitglieder mit einem höheren Einkommen mehr zahlen können, ohne
einen  höheren  Einfluss  zu  erlangen,  was  auch  der  Klasse  der
Lohnabhängigen  eine  Mitgliedschaft  ermöglicht.  Andererseits  müssen  so
manche Aktionen von Rebellen aus eigener Tasche bezahlt werden.



Probleme im Aufbau von XR

Mit der Zeit fielen mir jedoch auch einige Probleme der Bewegung auf. Die
Grundsätze des Programms beispielsweise wurden nur ein einziges Mal von
den Aktivist_Innen in Großbritannien festgelegt. Sie sind nicht wandelbar
und wurden nicht von der gesamten internationalen Organisation festgelegt,
was vor allem mit der Dezentralität im Aufbau einhergeht. Diese sorgt auch
für  ein  unterschiedliches  Verständnis  des  Programms  in  den
unterschiedlichen Ländern, und sogar Städten. Die Grundsätze werden daher
auch  nach  außen  hin  unterschiedlich  vertreten,  was  für  viele
Meinungsverschiedenheiten und die  Schwierigkeit  als  internationale  bzw.
nationale  Bewegung  aufzutreten,  sorgt.  Um dieses  Problem  zu  beheben
wären folgende Veränderungen notwendig:

– mehr nationale und internationale Vernetzung der Ortsgruppen

–  Erarbeitung  allgemeingültiger,  internationaler  Grundsätze,  an  der  alle
Mitglieder teilhaben können

–  Wahl  von  Delegierten,  die  das  Programm/  die  Meinung  ihrer  OG
(Ortsgruppe) auf Treffen auf nationaler und internationaler Ebene vertreten

Wiedersprüche in den allgemeinen Grundsätzen von Extinction
Rebellion

„Bei uns kann man auch ein bisschen rassistisch und sexistisch sein“, meinte
der XR-Gründer Roger Hallams. Ich bin sicher,  die meisten Rebell_Innen
sehen das anders.  So ist  die Akzeptanz aller Menschen,  unabhängig von
Religion, Herkunft, Aussehen, u. s. w., sowie die Vermeidung von Beleidigung
und Ausgrenzung in den Grundsätzen festgeschrieben. Gleichzeitig sollen
aber alle politischen Richtungen akzeptiert werden, was also auch rechte und
fremdenfeindliche  Positionen  beinhalten  kann.  Hierbei  wird  der  erste
Wiederspruch  deutlich.

Ein weiterer Punkt ist die schon zuvor erwähnte Kritik am kapitalistischen
System.  Diese wird oft  bei  XR,  mit  dem Argument:  “Wir  sind nicht  alle
antikapitalistisch!“, abgetan. Und bei möglichen Diskussionen wird dann auf



den Grundsatz der politisch neutralen Organisation verwiesen. Das ist  in
einer  demokratischen  Gruppe,  in  der  der  mit  Abstand  größte  Teil
antikapitalistisch denkt aber sehr problematisch. Indem man den Mitgliedern
verbietet ihre Meinung öffentlich zu äußern, mag es auch sein um von der
Presse nicht als  linksradikal  oder von vornerein negativ abgestempelt  zu
werden, schränkt man dennoch ihre Meinungsfreiheit ein und das ist ganz
und  gar  undemokratisch.  Außerdem  ist  die  Zustimmung  zur
Profitmaximierung  der  Großkonzerne  alles  andere  als  hilfreich  für  die
Bekämpfung  des  Klimawandels.  Es  ist  der  zentrale  Grund  für  die
Klimaerwärmung,  denn  Umweltverschmutzung  und  Ausbeutung  von
Ressourcen werden vor allem dadurch verursacht. Die Kritik an der Politik
reicht nicht aus. Es braucht diese Kritik am gesellschaftlichen System, dem
Kapitalismus, in welchem die Macht bei den Konzernen liegt. Natürlich gibt
es auch Gegenbeispiele, wie XR in Paris (Frankreich), welches mit mehreren
hundert  Menschen  (unter  anderem  auch  Aktivist_Innen  der
Gelbwestenbewegung)  ein  Einkaufszentrum,  als  Zeichen  gegen  den
Kapitalismus,  besetzte.  Dieses  Beispiel  zeigt  jedoch  auch  wieder  die
unterschiedliche Auffassung des Programms in den einzelnen Ländern und
Regionen auf.

Mit dem Thema einhergehend ist auch die teilweise vorhandene Ablehnung
der  Kooperation  mit  anderen linken Gruppen.  Natürlich  gibt  es  dort  oft
Unterschiede  in  den  Programmen,  aber  muss  dort  wirklich  jeder  Punkt
übereinstimmen? Um so viele Menschen wie möglich gegen den Klimawandel
zu  mobilisieren,  bedarf  es  Kooperation  und  Kompromissbereitschaft  und
nicht  Ablehnung  aufgrund  (zum  Teil  nur  kleiner)  programmatischer
Unterschiede  und  negativen  Reaktionen  durch  die  Presse.  Diese
Unterschiede kann man ja im gemeinsamen Kampf immer noch diskutieren
und dabei vielleicht an der Praxis sehen, welche Konzepte sich als besser
herausstellen.

Die grundsätzlichen Forderungen von XR weisen noch ein weiteres Problem
auf.  Extinction  Rebellion  möchte  sich  offiziell  nur  zu  Themen,  die  den
Klimawandel direkt betreffen positionieren. Es kommt also zu einer Nicht-
Positionierung  zu  anderen  außenpolitischen  und  internationalen,  sowie



teilweise sogar gesellschaftlichen Themen. So solidarisiert sich zum Beispiel
XR Dresden nicht offiziell mit den Kurd_Innen in Rojava, weil dies nicht dem
Grundthema entspreche. Weiterhin wird als Begründung angebracht, dass
man  nicht  genügend  Menschen  erreichen  und  gegen  den  Klimawandel
mobilisieren könne, wenn man sich bei diesen Themen festlege. Das ist ein
großer  Irrtum.  Erstens  die  Tatsache,  dass  die  Menschen  in  Rojava
abgeschlachtet  werden  und  Solidarisierung  gegen  einen  Völkermord
keineswegs  den Grundsätzen wiederspricht.  Hinzu kommt die  Forderung
nach mehr direkter Demokratie und der Grundsatz der Gleichberechtigung,
die nur mit dem kurdischen System in Nordsyrien vereinbar sein können.
Zweitens ergibt  die Argumentation auch im Generellen keinen Sinn.  Wie
kann man politisch aktiv sein und etwas bewegen, wenn man keine klare
Meinung zu politischen Themen hat? Eine politische Gruppe kann nicht zu
jedem außenpolitischen Thema neutral  sein! Abgesehen davon sorgt eine
immer  abweisende  politische  Haltung  auch  für  Ablehnung  in  der
Bevölkerung. Lässt sich gut an Fridays for future sehen, die sich mit den
Kurd_Innen solidarisieren und trotzdem einen enormen Zulauf haben. (Auch
wenn dieser gerade durch die Form des Streiks verstärkt wird.)

Auch  die  Gewaltfrage  weist  gewisse  Probleme  auf.  XR  lehnt  Gewalt
prinzipiell  ab.  Allerdings  wird  das  Wort  “Gewalt“  und  was  es  für  die
Organisation  bedeutet,  nicht  klar  definiert.  So  sehen  manche  Menschen
sogar den zivilen Ungehorsam schon als Gewaltform an und das würde dem
Grundsatz  wiedersprechen.  Auch  wenn  im  Rebellionskontext  steht,  dass
wichtig ist, was die Medien als Gewalt ansehen, ist diese Gewaltfrage nicht
geklärt.  So  herrscht  in  den  Medien  doch  eine  sehr  unterschiedliche
Auffassung.  Außerdem wird  eine  Rebellion  gegen  das  System,  wenn  sie
größeren Einfluss bekommen sollte, automatisch durch die Medien, geächtet
werden.  So  sind  auch  nicht  alle  Rebell_Innen  mit  dem  Gewaltkontext
einverstanden,  was  gut  an  der  Abspaltung  der  Gruppe  zur  sogenannten
Heathrow-Pause deutlich wird. Dabei schlossen sich einige XR-RebellInnen
zusammen  um mit  Spielzeugdrohnen  den  Londoner  Flughafen  Heathrow
stillzulegen. (siehe Zeitung: der Freitag)

Nun noch zum Grundsatz des Verhaftens. Dieser ist gerade für benachteiligte



Menschen,  wie  Personen  mit  unsicherem  Aufenthaltsstatus,  schwer
durchsetzbar.  Außerdem kann  es  auch  vereinzelt  zu  Problemen  bei  den
zukünftigen  Jobs  für  SchülerInnen  und  Studierende  kommen.  Daher
beteiligen sich bei XR auch viel weniger SchülerInnen, als beispielsweise bei
Fridays for Future. Glücklicherweise gibt es allerdings auch immer weniger
gefährliche Aktionen,  wie die  Die-ins,  und Aufgaben in  der  Planung und
Bildung.

Mein letzter Punkt ist die Kooperation mit der Polizei. So gaben in London
Aktivisten vor der Aktion Daten der Blockierenden an die Polizei  weiter,
damit  diese  schneller  verhaftet  werden konnten.  In  Berlin  applaudierten
Rebell_Innen der Polizei nachdem sie weggetragen wurden und bedankten
sich herzlich. Und das, obwohl diese Polizei nicht ganz legaler Weise (also
ohne  Zus t immung  des  Innenmin is ter iums)  in  London  e in
Demonstrationsverbot gegen Extinction Rebellion ausrief und in Hamburg
gewalttätige  Schmerzgriffe  gegen  (zum Teil)  Minderjährige  AktivistInnen
anwandte. Eine Gruppe, die mit illegalen Aktionen das System verändern
will,  kann sich nicht mit der Exekutive dieses Systems solidarisieren und
dann darauf hoffen weniger Repressionen zu bekommen!

Daher fordern wir:

–  Umformulierung  des  Programms  um  sexistische  und  rassistische
Meinungen  nicht  zu  tolerieren

– Mehr Freiheit der Mitglieder in antikapitalistischen Meinungen (denn sie
dominieren die – Bewegung = Meinung der Masse)

– Akzeptanz antikapitalistischer Aktionen

– Kooperation mit anderen linken Gruppen (keine Ablehnung dieser aufgrund
von kleinen programmatischen Unterschieden)

– Bessere Definition des Gewaltkontextes

–  Keine  Vergabe  der  Daten  vor  Aktionen  an  die  Polizei,  Sicherheit  der
AktivistInnen gewährleisten



– Bessere Einbindung von minderjährigen AktivistInnen und der Klasse der
Lohnabhängigen  (Arbeiter_Innenklasse)  durch  z.B.  Kooperation  mit
Gewerkschaften und Organisationen von Streiks neben den Aktionen zivilen
Ungehorsams

 


